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AsylG 2005 83 Abs1
AsylG 2005 83 Abs5
AsylG 2005 834 Abs2

1. AsylG 2005 § 3 heute
AsylG 2005 § 3 glltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.06.2016 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
AsylG 2005 § 3 glltig von 20.07.2015 bis 31.05.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

IS

AsylG 2005 § 3 heute

AsylG 2005 § 3 glltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 3 glltig von 01.06.2016 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
AsylG 2005 § 3 glltig von 20.07.2015 bis 31.05.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 8 3 gultig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

IS o e

AsylG 2005 § 34 heute

AsylG 2005 § 34 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 34 gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
AsylG 2005 § 34 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
AsylG 2005 § 34 gultig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 8§ 34 giltig von 01.01.2010 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 135/2009
AsylG 2005 8§ 34 giiltig von 01.01.2010 bis 31.12.2009zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 122/2009
AsylG 2005 8§ 34 gltig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 29/2009
AsylG 2005 8 34 glltig von 01.07.2008 bis 31.03.2009zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 4/2008
AsylG 2005 & 34 gultig von 01.01.2006 bis 30.06.2008
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Der Asylgerichtshof hat durch den Richter MMag. Thomas E. SCHARF als Vorsitzenden und den Richter DDr. Markus
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GERHOLD als Beisitzer im Beisein der Schriftfihrerin Andrea LECHNER uUber die Beschwerde der XXXX, StA. Russische
Féderation, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 20. Juni 2008, FZ. 08 00.352-BAE, nach Durchfiihrung einer
mundlichen Verhandlung am 1. April 2009 zu Recht erkannt:Der Asylgerichtshof hat durch den Richter MMag. Thomas
E. SCHARF als Vorsitzenden und den Richter DDr. Markus GERHOLD als Beisitzer im Beisein der Schriftfiihrerin Andrea
LECHNER Uber die Beschwerde der rémisch 40, StA. Russische Féderation, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes
vom 20. Juni 2008, FZ. 08 00.352-BAE, nach Durchfihrung einer mundlichen Verhandlung am 1. April 2009 zu Recht
erkannt:

Der Beschwerde wird stattgegeben und XXXX gemaR § 3 iVm § 34 Abs. 2 Asylgesetz 2005,BGBI. | Nr. 100/2005, idF
BGBI. | Nr. 29/2009 der Status der Asylberechtigten zuerkanntDer Beschwerde wird stattgegeben und rémisch 40
gemal’ Paragraph 3, in Verbindung mit Paragraph 34, Absatz 2, Asylgesetz 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100
aus 2005,, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 29 aus 2009, der Status der Asylberechtigten zuerkannt.

GemalB § 3 Abs. 5 Asylgesetz 2005 wird festgestellt, dass XXXX damit kraft Gesetzes die Fluchtlingseigenschaft
zukommt.GemaR Paragraph 3, Absatz 5, Asylgesetz 2005 wird festgestellt, dass romisch 40 damit kraft Gesetzes die
Fluchtlingseigenschaft zukommt.

Text
Entscheidungsgriande
I. Sachverhalt und Verfahrensgangrémisch eins. Sachverhalt und Verfahrensgang

Die Beschwerdeflhrerin, eine Staatsangehorige der Russischen Foderation und der tschetschenischen Volksgruppe
zugehorig, gelangte am 8. Janner 2008 gemeinsam mit ihren Eltern und ihren drei Geschwistern unter Umgehung der
Grenzkontrollen in das Osterreichische Bundesgebiet und stellte am selben Tag einen Antrag auf internationalen
Schutz.

Die Eltern der Beschwerdefihrerin begriindeten ihre Antrége auf internationalen Schutz Ubereinstimmend mit
Verfolgung durch russische Soldaten bzw. pro-russische tschetschenische Behorden aufgrund der militérischen
Vergangenheit des Vaters der Beschwerdeflhrerin sowie der verwandtschaftlichen Beziehungen beider Elternteile zu
exponierten Persdnlichkeiten des tschetschenischen Widerstandes. Im Zuge der letzten beiden - damit in
Zusammenhang stehenden - Vorfalle im Sommer 2007 sei die Mutter der BeschwerdefUhrerin hinsichtlich des
Grundes der Abwesenheit ihres (sich in anderen Teilen der Russischen Foderation an wechselnden Orten versteckt
haltenden) Ehemannes und des Aufenthaltsortes ihres (in Osterreich als Fliichtling anerkannten) Bruders verhért
sowie die Beschwerdefiihrerin selbst bei einer der "Sauberungsaktionen" durch einen Schlag mit dem Gewehrkolben
auf die rechte Schulter misshandelt worden. Der Mutter der Beschwerdefihrerin und ihren Kindern sei mit Festnahme
gedroht worden, wenn sich ihr Ehemann nicht den Behérden stellen wirde.

Hinsichtlich des Ausreisegrundes der Beschwerdeflhrerin erklarte ihre Mutter als gesetzliche Vertreterin gelegentlich
ihrer Einvernahme vor dem Bundesasylamt am 13. Mai 2008, ihr Kind sei nur nach Osterreich gekommen, weil sie sich
zu diesem Schritt entschlossen habe.

Mit Erledigungen des Bundesasylamtes vom 20. Juni 2006 zu FZ. 08 00.350-BAE und FZ. 08 00.351-BAE, wurden die
Antrage der Eltern der Beschwerdefiihrerin auf internationalen Schutz gemal § 3 Abs. 1 Asylgesetz 2005 abgewiesen
und ihnen der Status der Asylberechtigten nicht zuerkannt (Spruchpunkt I.). Gemaf & 8 Abs. 1 Z. 1 leg. cit. wurde ihnen
auch der Status der subsididr Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Russische Fdderation nicht
zuerkannt (Spruchpunkt Il.) und sie gemald § 10 Abs. 1 Z. 2 leg. cit. aus dem 0sterreichischen Bundesgebiet in die
Russische Foderation ausgewiesen (Spruchpunkt 111.).Mit Erledigungen des Bundesasylamtes vom 20. Juni 2006 zu FZ.
08 00.350-BAE und FZ. 08 00.351-BAE, wurden die Antrage der Eltern der BeschwerdefUhrerin auf internationalen
Schutz gemaR Paragraph 3, Absatz eins, Asylgesetz 2005 abgewiesen und ihnen der Status der Asylberechtigten nicht
zuerkannt (Spruchpunkt romisch eins.). GemaR Paragraph 8, Absatz eins, Ziffer eins, leg. cit. wurde ihnen auch der
Status der subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Russische Fdderation nicht zuerkannt
(Spruchpunkt réomisch zwei.) und sie gemald Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, leg. cit. aus dem Osterreichischen
Bundesgebiet in die Russische Foderation ausgewiesen (Spruchpunkt rémisch drei.).

Ihre Entscheidung begriindet die Asylbehdrde im Wesentlichen mit mangelnder Glaubhaftigkeit des Vorbringens der
Eltern der Beschwerdefiihrerin, denen es nicht gelungen sei, asylrelevante Verfolgungsgefahr darzulegen.
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Mit dem hier angefochtenem Bescheid wurde auch der Antrag der Beschwerdefuhrerin auf internationalen Schutz
gemalR § 3 Abs. 1 Asylgesetz 2005 abgewiesen und dieser der Status der Asylberechtigten nicht zuerkannt
(Spruchpunkt 1.). Gemall § 8 Abs. 1 Z. 1 leg. cit. wurde der Beschwerdeflhrerin auch der Status der subsidiar
Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Russische Fdderation nicht zuerkannt (Spruchpunkt Il.) und
dieselbe ebenfalls gemal3 § 10 Abs. 1 Z. 2 leg. cit. aus dem 6sterreichischen Bundesgebiet in die Russische Foderation
ausgewiesen (Spruchpunkt I1l.).Mit dem hier angefochtenem Bescheid wurde auch der Antrag der Beschwerdefuhrerin
auf internationalen Schutz gemaR Paragraph 3, Absatz eins, Asylgesetz 2005 abgewiesen und dieser der Status der
Asylberechtigten nicht zuerkannt (Spruchpunkt rémisch eins.). Gemal3 Paragraph 8, Absatz eins, Ziffer eins, leg. cit.
wurde der Beschwerdefuhrerin auch der Status der subsididr Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat
Russische Féderation nicht zuerkannt (Spruchpunkt rémisch zwei.) und dieselbe ebenfalls gemal’ Paragraph 10, Absatz
eins, Ziffer 2, leg. cit. aus dem &sterreichischen Bundesgebiet in die Russische Fdéderation ausgewiesen (Spruchpunkt
romisch drei.).

Das (asylbezogene) Vorbringen der Eltern der Beschwerdefuhrerin sei unglaubwirdig gewesen und habe die

beschwerdefihrende Partei selbst keine Bedrohungen oder Verfolgungen vorgebracht.

In gegenstandlicher Beschwerde fuhrte die Mutter der Beschwerdefihrerin aus, es sei fur sie nicht nachvollziehbar,
warum die belangte Behorde ihre Glaubwurdigkeit in Frage stelle und sei dies auch in der Beweiswurdigung nur
unzureichend begriindet worden. lhr Bruder lebe bereits als anerkannter Fliichtling in Osterreich und sei der
Zusammenhang zwischen seiner und ihrer Verfolgung vollkommen auf3er Acht gelassen worden. Sie beantrage daher
dessen zeugenschaftliche Einvernahme. Obwohl der Behdrde bekannt sein musste, dass bei Sauberungsaktionen auch
Angehorige von einflussreichen Personen, wie es etwas auch ihre Vater gewesen sei, - mitunter sogar Frauen oder
Kinder - nicht verschont blieben, habe die belangte Behdrde, die Ermordung ihres Vaters und ihres Bruders als
irrelevant dargestellt.

In der seitens des Asylgerichtshofes am 1. April 2009 abgehaltenen, 6ffentlich mindlichen Beschwerdeverhandlung
wiederholten die Eltern der Beschwerdeflhrerin ihr bisheriges Vorbringen und bestatigten ihre erstinstanzlichen
Angaben vollinhaltlich.

Mit hg. Erkenntnissen vom heutigen Tage zu GZ. D10 400362-1/2008/10E sowie D10 400363-1/2008/8E wurde den
Eltern der Beschwerdeflhrerin gemal3 8 3 Asylgesetz 2005 der Status der Asylberechtigten zuerkannt und gemal3 § 3
Abs. 5 leg. cit. festgestellt, dass diesen damit kraft Gesetzes die Fliichtlingseigenschaft zukomme.Mit hg. Erkenntnissen
vom heutigen Tage zu GZ. D10 400362-1/2008/10E sowie D10 400363-1/2008/8E wurde den Eltern der
BeschwerdefUhrerin gemal Paragraph 3, Asylgesetz 2005 der Status der Asylberechtigten zuerkannt und gemaf}
Paragraph 3, Absatz 5, leg. cit. festgestellt, dass diesen damit kraft Gesetzes die Fluchtlingseigenschaft zukomme.

Der Asylgerichtshof hat erwogen:
I.1. Beweisaufnahme und Ermittlungsverfahrenrémisch zwei.1. Beweisaufnahme und Ermittlungsverfahren

Zur Feststellung des maligeblichen Sachverhaltes wurde in dem seitens des Gerichtshofes angestrengten
Ermittlungsverfahren Beweis erhoben durch Einsichtnahme in die die Person der Beschwerdefihrerin, ihre Eltern und
Geschwister betreffenden Verwaltungsakte des Bundesasylamtes, vorgelegte Dokumente, Schriftsatze, die hg. Akte
der Eltern und der Geschwister der Beschwerdeflhrerin, die Einvernahmen der Eltern der Beschwerdefihrerin und
des Zeugen XXXX in der seitens des Gerichtshofes am 1. April 2009 abgehaltenen 6ffentlich mindlichen Verhandlung,
sowie durch Einholung der mit Schreiben vom 20. Februar 2009 Ubermittelten Landerinformationen bei den dort
naher angefihrten Quellen.Zur Feststellung des mal3geblichen Sachverhaltes wurde in dem seitens des Gerichtshofes
angestrengten Ermittlungsverfahren Beweis erhoben durch Einsichtnahme in die die Person der Beschwerdefihrerin,
ihre Eltern und Geschwister betreffenden Verwaltungsakte des Bundesasylamtes, vorgelegte Dokumente, Schriftsatze,
die hg. Akte der Eltern und der Geschwister der Beschwerdeflhrerin, die Einvernahmen der Eltern der
Beschwerdefiihrerin und des Zeugen rémisch 40 in der seitens des Gerichtshofes am 1. April 2009 abgehaltenen
offentlich mundlichen Verhandlung, sowie durch Einholung der mit Schreiben vom 20. Februar 2009 Ubermittelten
Landerinformationen bei den dort ndher angefihrten Quellen.

Auf Grund des Ermittlungsverfahrens und der vorgenommenen Beweisaufnahme steht nachstehender
entscheidungswesentlicher Sachverhalt fest:



I1.2. Zur Person der beschwerdefliihrenden Parterdomisch zwei.2. Zur Person der beschwerdefihrenden Partei

Die Identitat der Beschwerdeflihrerin ist als XXXX, erwiesen. Die BeschwerdefUhrerin ist Staatsangehorige der
Russischen Foderation und Angehorige der tschetschenischen Volksgruppe.Die Identitat der Beschwerdeflhrerin ist
als rémisch 40 , erwiesen. Die BeschwerdefUhrerin ist Staatsangehorige der Russischen Foderation und Angehdrige
der tschetschenischen Volksgruppe.

Die Beschwerdefihrerin ist Tochter des XXXX und der XXXX. Ihre Eltern haben am XXXX in der Republik Tschetschenien
die Ehe geschlossen.Die BeschwerdefUhrerin ist Tochter des rémisch 40 und der rémisch 40 . lhre Eltern haben am
rémisch 40 in der Republik Tschetschenien die Ehe geschlossen.

Hinsichtlich der von den Eltern geltend gemachten Fluchtgriinde und die diesbeziglich seitens des Asylgerichtshofes
getroffenen Feststellungen wird auf deren hg. Erkenntnisse vom heutigen Tage zu GZ. D10 400362-1/2008/10E sowie
D10 400363-1/2008/8E verwiesen und diese zum Gegenstand dieses Erkenntnisses erhoben.

Die Beschwerdefiihrerin hat dartber hinaus keinerlei eigene Fluchtgriinde geltend gemacht und konnten solche auch
seitens des Gerichtshofes nicht festgestellt werden.

I1.3. Zur Lage in Tschetschenien und der Situation von Angehdrigen der tschetschenischen Volksgruppedmisch zwei.3.
Zur Lage in Tschetschenien und der Situation von Angehdrigen der tschetschenischen Volksgruppe

Die Tschetschenische Republik ist eines der 89 Subjekte der Russischen Fdderation. Die Tschetschenen sind bei
weitem die grof3te der zahlreichen kleinen Ethnien im Nordkaukasus. Tschetschenien selbst ist (kriegsbedingt) eine

monoethnische und monoreligidse Einheit (93% der Bevélkerung sind Tschetschenen, fast alle sunnitische Moslems).

In Tschetschenien hatte es nach dem Ende der Sowjetunion zwei Kriege gegeben. 1994 erteilte der damalige russische
Prasident Boris Jelzin den Befehl zur militdrischen Intervention. FUnf Jahre spater begann der zweite
Tschetschenienkrieg, russische Bodentruppen besetzten Grenze und Territorium der Republik Tschetschenien. Die
Hauptstadt Grosny wurde unter Beschuss genommen und bis Januar 2000 fast véllig zerstort. Beide Kriege haben
bisher 160.000 Todesopfer gefordert. Zwar liefern sich tschetschenische Rebellen immer wieder kleinere Gefechte mit
tschetschenischen und russischen Regierungstruppen, doch seit der Ermordung des friheren Prasidenten
Tschetscheniens, Aslan Maschadow, durch den russischen Geheimdienst FSB im Marz 2005 hat der bewaffnete

Widerstand an Bedeutung verloren.

Laut Prasident Putin ist mit der tschetschenischen Parlamentswahl am 27.11.2005 die Wiederherstellung der
verfassungsmaBigen Ordnung in Tschetschenien abgeschlossen worden. Dabei errang die kremInahe Partei "Einiges
Russland" die Mehrheit der Sitze. Beobachter stellten zahlreiche UnregelmaBigkeiten fest. Hauptkritik an der Wahl war
u.a. die anhaltende Gewaltaustbung und der Druck der Miliz (sog. "Kadyrowzy") gegen Wabhlleiter und Wahlvolk. Nach
dem Rucktritt seines Vorgangers Alu Alchanow im Februar 2007 hat der bisherige Ministerprasident Ramzan Kadyrow
am 05.04.2007 das Amt des tschetschenischen Prasidenten angetreten.

Der von Russland unterstutzte Prasident Ramzan Kadyrow verfolgt offiziell das Ziel, Ruhe, Frieden und Stabilitat in
Tschetschenien zu garantieren und den Einwohnern seines Landes Zugang zu Wohnungen, Arbeit, Bildung,
medizinischer Versorgung und Kultur zu bieten.

Neben der endglltigen Niederschlagung der Separatisten und der Wiederherstellung bewohnbarer Stadte ist eine
wichtige Komponente dieses Ziels die Wiederbelebung der tschetschenischen Traditionen und des tschetschenischen
Nationalbewusstseins. Kadyrow férdert das Bekenntnis zum Islam, warnt allerdings vor extremistischen Stromungen
wie dem Wahabismus. Er hat Kleidervorschriften eingefihrt, die den Tschetscheninnen Kopftuch und mindestens
knielange Rocke beim Betreten von staatlichen Institutionen verordnen. Medienkampagnen warnen vor Alkohol,
Drogen und Tabak. Ein Kulturrat beurteilt neue Werke im Bereich Musik, Literatur, Theater u. a. vor ihrer Publikation.
Medien, die den Erziehungsauftrag nicht nach Kadyrows Vorstellungen erflllen, werden kurzerhand geschlossen. Sufi
Bruderschaften und tarigas verfiugen Uber groRen Einfluss in Tschetschenien.

Asylmagazin, Schwerpunkt: Tschetschenien - Tschetschenien Anfang 2008 - Eine Auswertung aktueller Informationen,
Marz 2008



Bundesasylamt, Chechen Republic: Information about the country and situation of Chechens in the Russian Federation
Part |, Februar 2008Bundesasylamt, Chechen Republic: Information about the country and situation of Chechens in the
Russian Federation Part romisch eins, Februar 2008

Bescheid des UBAS vom 17.4.2008, 377-1/5E-VIIl/22/07
US State Department, Russia, Country Reports on Human Rights Practices 2007 vom 11.03.2008
1. Allgemeine Sicherheitssituation

Auch wenn von offizieller russischer Seite betont wird, dass es in Tschetschenien zu einem "politischen Prozess"
gekommen ist, finden laut neuestem Lagebericht des Auswartigen Amtes vom 13.1.2008 in Tschetschenien weiterhin
die schwersten Menschenrechtsverletzungen in der Russischen Fdoderation statt. Diese Einschatzung wird von einer
grofRen Anzahl von Klagen von Tschetschenen vor dem Europaischen Gerichtshof fir Menschenrechte gestitzt (20.350
anhangige Klagen gegen Russland insgesamt zum Zeitpunkt Februar 2008, bisher 24 Verurteilungen der Russischen
Foderation wegen Tschetschenien).

Den Machthabern in Russland ist es gelungen, den Konflikt zu "tschetschenisieren”, das heil3t es kommt nicht mehr
primar zu offenen Kadmpfen zwischen russischen Truppen und Rebellen, sondern zu Auseinandersetzungen zwischen
der Miliz von Ramzan Kadyrow und anderen "pro russischen" Kraften/Milizen - die sich zu einem erheblichen Teil aus
friheren Rebellen zusammensetzen - einerseits sowie den verbliebenen, eher in der Defensive befindlichen Rebellen
andererseits. Die bewaffneten Auseinandersetzungen konzentrieren sich auf entlegene Bergregionen Die Ramzan
Kadyrow unterstellten Bataillone "Ost" (Jamadajew) und "West" (Kakiew), umbenannt in "Sud" und "Nord", sind zwar
formell den Bundesstrukturen untergeordnet, sie terrorisieren die Bevolkerung jedoch nicht weniger als die
auswartigen Einheiten. Den pro russischen Kraften ist es, auch durch Erpressung/Entfihrung von Familienangehérigen
etc gelungen, die Sicherheitslage im allgemeinen (jedenfalls in einigen Teilen Tschetscheniens, insbesondere Grosny)
zu stabilisieren; auch ein wirtschaftlicher Aufschwung ist eingetreten (finanziert durch zT missbrauchlich verwendete
russische Hilfe/Erpressungsgelder), der in der Regel aber nur einigen, insbesondere den pro russischen Kraften, zugute
kommt.

Der verkundete Frieden musste eigentlich eine deutliche Verbesserung der Sicherheitslage mit sich bringen. Ob das
tatsachlich der Fall ist, lasst sich aber nicht eindeutig bestatigen.

Asyllanderbericht Russland, 04.09.2007

Asylmagazin, Schwerpunkt: Tschetschenien - Tschetschenien Anfang 2008 - Eine Auswertung aktueller Informationen,
Marz 2008

Auswartiges Amt, Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Foderation, einschlief3lich
Tschetschenien, vom 13.01.2008

Bundesasylamt, Chechen Republic: Information about the country and situation of Chechens in the Russian Federation
Part |, Februar 2008Bundesasylamt, Chechen Republic: Information about the country and situation of Chechens in the
Russian Federation Part romisch eins, Februar 2008

Bundesamt fur Migration und Flluchtlinge, Russische Foéderation Menschenrechtslage und Politik,
Tschetschenienkonflikt, Juli 2008

Bescheid des UBAS vom 17.4.2008, 377-1/5E-VIIl/22/07

US State Department, Russia, Country Reports on Human Rights Practices 2007 vom 11.03.2008
2. Verfolgungsgefahr

2.1 Zivilbevolkerung

Durch vielerlei Umstande kann es etwa moglich sein, ins Fadenkreuz der pro russischen Krafte zu kommen (etwa auch
durch private Streitigkeiten). Der russische Geheimdienst verfligt selbst weiterhin Gber zahlreiche Informationsquellen.
Durch Bestechung kann es in seltenen Fadllen aber sogar moglich sein, dass durch den Geheimdienst gesuchte

Personen das Land verlassen kdnnen.

Nichtregierungsorganisationen, internationale Organisationen und die Presse berichten, dass sich auch nach Beginn



des von offizieller Seite festgestellten "politischen Prozesses" erhebliche Menschenrechtsverletzungen durch russische
und pro-russische tschetschenische Sicherheitskrafte gegentber der tschetschenischen Zivilbevélkerung fortgesetzt
haben. Dies sei haufig darauf zurtickzufihren, dass reales Ziel der in Tschetschenien eingesetzten Zeitsoldaten,
Milizionare und Geheimdienstangehorigen Geldbeschaffung und Karriere sei. Zwar hat sich die Sicherheit der
Zivilbevolkerung in Tschetschenien mittlerweile stabilisiert. Razzien, "Sduberungsaktionen", Plinderungen und
Ubergriffe durch russische Soldaten und Angehérige der tschetschenischen Sicherheitskrifte, aber auch Guerilla-
Aktivitaten und Geiselnahmen der Rebellen haben nach Einschdtzung von Menschenrechtsorganisationen und
internationalen Organisationen deutlich abgenommen. Doch weisen Nichtregierungsorganisationen zugleich darauf
hin, dass es nach wie vor zu willkiirlichen Uberfallen bewaffneter, nicht zuzuordnender Kéampfer, Festnahmen und
Bombenanschlagen kommt.

Noch immer kommt es im Zuge der bewaffneten Auseinandersetzungen auch zu Angriffen auf die Zivilbevélkerung.
Am 24.03.2007 kam es nach Berichten des US Departement of State dazu, dass drei Frauen durch einen lokalen
Militdirkommandanten im Bezirk Shatoy beschossen wurden. Erst Ende Janner 2008 geriet ein Dorf unter Beschuss, als
die russische Artillerie auf der Jagd nach Rebellen deren Zufluchtsort angriffen. Berichten zufolge sollen die Soldaten
betrunken gewesen sein und Prasident Kadyrow hat diesen Vorfall als kriminellen Versto3 gegen die Militardisziplin
verurteilt, aber dennoch kann derartiges offensichtlich immer noch vorkommen.

Generell behauptet Kadyrow, dass bei der "Neutralisierung" der Rebellen keine Zivilisten behelligt werden. Im
Gegenteil, gerade der Schutz der Zivilbevélkerung dient ihm als wichtiges Argument fUr eine verstarkte Konzentration
der Sicherheitskrafte auf die Verfolgung von Mitgliedern illegaler bewaffneter Gruppierungen und ihrer Unterstitzer.
Es sind aber gerade die von Ramzan Kadyrow persoénlich kommandierten "Kadyrowzy", denen besonders viele Folter-
und Misshandlungsvorwiirfe, auch von Zivilisten, gelten. Im April 2007 Ubergab Kadyrow die Kontrolle dem foderalen
Innenministerium und Idste das Antiterrorzentrum auf. Menschenrechtsgruppierungen kritisieren jedoch, dass die
Truppen nach wie vor Kadyrow treu seien. Weiters werden die Bataillone "Wostok" und "Sapad" fur
Menschenrechtsverletzungen im Nordkaukasus verantwortlich gemacht, sowie die Untersuchungshaftanstalt des ORB-
2, eine Abteilung des russischen Innenministeriums fir Operationen bzw. Ermittlungen in den stdlichen Regionen der
Foderation.

Seit Anfang 2007 hat sich laut Angaben der Menschenrechtsorganisation Memorial die Menschenrechtslage in
Tschetschenien gebessert, insbesondere haben die Félle des "Verschwindenlassens" erheblich abgenommen. Wurden
2006 noch 187 Entfiihrungen von Memorial registriert, ist die Zahl seit Anfang 2007 bis Mitte September 2007 auf 25
Falle zurtckgegangen. Diese Tatsache wird auch in offiziellen Statistiken bestatigt, was nicht weiter verwundert.
Memorial erklart diese Tatsache damit, dass Prasident Kadyrow seinen Sicherheitskraften, den "Kadyrowzy", die
Anweisung gegeben habe, mit den Entfihrungen aufzuhdéren. Dies bestatigt die Annahme von Human Rights Watch,
nach der seit 2004/2005 diese Gruppe die Hauptverantwortung fur Verschleppungen tragt. Die Regierung sieht dies als
einen Erfolg ihrer 2004 gestarteten Initiativen zur Verbesserung der Sicherheitslage und Malinahmen, die das
Vorgehen der Truppen nachvollziehbarer machen sollten. Das US State Department berichtet jedoch, dass
Menschenrechtsorganisation davon ausgehen, dass die Angehdrigen von verschwundenen Personen aus Angst vor
VergeltungsmalRnahmen keine Anzeige erstatten. So gebe es zahlreiche Vorfalle, bei denen maskierte, bewaffnete
Manner in Wohnungen eingebrochen seien und Zivilisten verschleppt hatten.Seit Anfang 2007 hat sich laut Angaben
der Menschenrechtsorganisation Memorial die Menschenrechtslage in Tschetschenien gebessert, insbesondere haben
die Falle des "Verschwindenlassens" erheblich abgenommen. Wurden 2006 noch 187 Entfihrungen von Memorial
registriert, ist die Zahl seit Anfang 2007 bis Mitte September 2007 auf 25 Falle zurtickgegangen. Diese Tatsache wird
auch in offiziellen Statistiken bestatigt, was nicht weiter verwundert. Memorial erklart diese Tatsache damit, dass
Prasident Kadyrow seinen Sicherheitskraften, den "Kadyrowzy", die Anweisung gegeben habe, mit den Entfihrungen
aufzuhoren. Dies bestatigt die Annahme von Human Rights Watch, nach der seit 2004 aus 2005, diese Gruppe die
Hauptverantwortung fur Verschleppungen tragt. Die Regierung sieht dies als einen Erfolg ihrer 2004 gestarteten
Initiativen zur Verbesserung der Sicherheitslage und MaRnahmen, die das Vorgehen der Truppen nachvollziehbarer
machen sollten. Das US State Department berichtet jedoch, dass Menschenrechtsorganisation davon ausgehen, dass
die Angehdrigen von verschwundenen Personen aus Angst vor VergeltungsmalRnahmen keine Anzeige erstatten. So
gebe es zahlreiche Vorfalle, bei denen maskierte, bewaffnete Manner in Wohnungen eingebrochen seien und Zivilisten
verschleppt hatten.



Der tschetschenische Parlamentsprasident Abdurchachmanow bestatigte am 01.07.2007, dass die Zahl der
verschwundenen Personen urspriinglich bei etwa 5.500 gelegen habe, doch habe nach erfolgten Uberprifungen das
Schicksal von tber 1.000 Personen geklért werden kénnen. Nach Angaben des tschetschenischen Ombudsmanns
Nuchaschijew galten am 11.07.2007 noch 2.700 Personen als offiziell vermisst. Man gehe davon aus, dass viele der
vermissten Personen tot und in anonymen Grabern bestattet worden seien. Um die Identitdt der Toten kléren zu
kdnnen, soll nach Angaben des tschetschenischen Ombudsmanns Nuchaschijew Prasident Kadyrow im Juli 2007 den

Kauf eines Speziallabors angeordnet haben.

Zu Folge von Berichten von Memorial kam es 2007 wiederum zu Sicherheitskontrollen, bekannt als "zachistik". Im April
und Mai 2007 fuhrten sowohl féderale als auch lokale Truppen derartige Kontrollen in Malgobek und in den

benachbarten Republiken durch.

Folter bleibt ein drangendes Problem. Sie erfolgt willkirlich und unvorhergesehen, ein Muster ist nicht erkennbar. Der
Menschenrechtskommissar des Europarats Thomas Hammarberg kritisierte nach einem Besuch in Tschetschenien
Ende Februar/Anfang Marz 2007 Folter im ORB-2 (Operatives Fahndungsburo 2, Teil des Féderalen Innenministeriums).
Auch Prasident Kadyrow gab Mitte Marz 2007 6ffentlich Folter im ORB-2 zu. Memorial werden weiterhin aktuelle Falle
von Folter sowohl im ORB-2 als auch durch eine spezielle Einheit des tschetschenischen Innenministeriums gemeldet.
Wenn auch die Zahl der Verschleppungen und extralegalen Tétungen im letzten Jahr deutlich abgenommen hat, hat
sich an deren Stelle eine neue Rechtsverletzung verbreitet - die kinstliche Konstruktion von Straftatbestanden, zu
denen dann mittels Folter Gestandnisse erzwungen werden. Unter Folter unterschriebene Gestandnisse werden nach
Erkenntnissen von Memorial regelmalig in Gerichtsverfahren als Grundlage von Verurteilungen genutzt.

Schwere Verbrechen und Vergehen werden auch von Seiten verschiedener Rebellengruppen begangen. Neben den
Aufsehen erregenden Terroranschlagen gegen die Zivilbevdlkerung (Beslan) werden bei vielen Aktionen gegen
russische Sicherheitskrafte Opfer unter der Zivilbevdlkerung bewusst in Kauf genommen. Auch werden den Rebellen
Exekutionen und Geiselnahmen von Zivilisten in den von ihnen beherrschten Gebieten und Ortschaften vorgeworfen.
AuBerdem veruben die Rebellen gezielt Anschlage gegen Tschetschenen, die mit den russischen Behdrden
zusammenarbeiten.

Die strafrechtliche Verfolgung der Menschenrechtsverletzungen ist unzureichend, sodass nach Ansicht von
Nichtregierungsorganisationen ein "Klima der Straflosigkeit" entstanden sei. Bisher gibt es nur sehr wenige Falle von
Verurteilungen. Im April 2006 verurteilte ein Gericht in Rostow den Vertragssoldaten Kriwoschenok zu 18 Jahren Haft
wegen der ErschieBung dreier tschetschenischer Zivilisten im November 2005. Im Juni 2007 verurteilte dasselbe
Gericht vier Offiziere in der "Sache Ulman" zu 9, 11, 12 und 14 Jahren Haft wegen ErschieRung von sechs
tschetschenischen Zivilisten im Dezember 2002. Drei der Verurteilten sind allerdings untergetaucht. Personen, die den
Staat wegen Menschenrechtsverletzungen zur Verantwortung ziehen wollten, wurden weiterhin belastigt. Klager vor
dem EGMR verschwanden spurlos bzw wurden getétet, was den EGMR zu einer kritischen AuBerung in seiner
Entscheidung im Fall Alikhadzhiyeva gg. Russland vom 5.7.2007 veranlasste.

Asyllanderbericht Russland, 04.09.2007

Asylmagazin, Schwerpunkt: Tschetschenien - Tschetschenien Anfang 2008 - Eine Auswertung aktueller Informationen,
Marz 2008

Auswartiges Amt, Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Féderation, einschlieBlich
Tschetschenien, vom 13.01.2008

Bundesamt fUr Migration und Fllchtlinge, Russische Fodderation Menschenrechtslage und Politik,
Tschetschenienkonflikt, Juli 2008

Bescheid des UBAS vom 17.4.2008, 377-1/5E-VII1/22/07
US State Department, Russia, Country Reports on Human Rights Practices 2007 vom 11.03.2008
2.2 Rebellen und deren Familienangehdrige

Innerhalb der Rebellen ist es zu einer Spaltung in zwei Gruppen gekommen. Wahrend einige Gruppierungen nach wie
vor am Ziel der Ausrufung der tschetschenischen Republik Itschkerien festhalten, kampft die Mehrheit fir die
Errichtung des im Herbst 2007 durch Dokka Umarow ausgerufenen Emirats und eines islamischen Staates.



Nach wie vor sind die Rebellen bzw. Personen, die fur Rebellen oder deren Sympathisanten gehalten werden, einem
sehr hohen Risiko ausgesetzt, in bewaffnete Auseinandersetzungen zu geraten, festgenommen, verschleppt, verhort,
gefoltert und ermordet zu werden.

Trotz der Totung der Separatistenfihrer Aslan Maschadow im Marz 2005 und Abdelchalim Saidullajew im Juni 2006
sowie des "Top-Terroristen" Schamil Bassajew im Juli 2006 gibt es laut Schatzungen der lokalen tschetschenischen
Sicherheitskrafte weiterhin einige hunderte Rebellen in den Bergregionen Tschetscheniens, die vor allem Anschlage
auf Sicherheitskrafte verliben. Der russische Armeegeneral Krivonos nannte am 11.05.2007 eine Zahl von noch 300
aktiven Kampfern. Eine dauerhafte Befriedung der Lage in Tschetschenien ist somit noch nicht eingetreten. Die
Aktivitaten der tschetschenischen und fdderalen Sicherheitskrafte gegen die Rebellen, insbesondere in den
tschetschenischen Grenzgebieten zu den nordkaukasischen Nachbarrepubliken, wurden auch 2007 fortgesetzt. Seit
1999 forderte der Konflikt erhebliche Opfer: 10.000-20.000 getdtete Zivilisten (Angaben der russischen
Menschenrechtsorganisation "Memorial"), 5.000 bis 7.000 getétete und ca. 18.000 verletzte Angehdrige der

Sicherheitskrafte (Zahlen des Verteidigungsministeriums, die teilweise widerspruchlich sind).

Die Rebellen und ihre Unterstutzer werden im Zuge von Spezialoperationen "neutralisiert”, die von den unter direktem
Befehl von Ramzan Kadyrow stehenden Sicherheitskraften sowohl in den Bergregionen, als auch in stadtischen
Gebieten durchgefiihrt werden. In der Zeit um den Jahreswechsel 2007-2008 wurden bei solchen Operationen
mindestens 16 Rebellen und Sicherheitskrafte getétet, mindestens 49 Personen in Grosny verhaftet, zwei sind
verschwunden. Es kam zu sechs bewaffneten Auseinandersetzungen zwischen Rebellen und Sicherheitskraften, sowie
zu Anschlagen auf letztere.

Im gesamten Jahr 2007 wurden laut tschetschenischem Innenministerium Gber 70 Rebellen getdtet und 325 verhaftet,
139 Bandenmitglieder haben sich freiwillig ergeben, und die Zahl der Anschlage hat sich um 72% reduziert. Das
Innenministerium hat 82 seiner Mitarbeiter verloren.

Nach Beobachtungen des Berichterstatters der Parlamentarischen Versammlung des Europarats ist die Geiselnahme
von Familienangehoérigen mutmallicher Rebellen, um sie zur Aufgabe zu zwingen, eine neue besorgniserregende
Entwicklung. Ein prominentes Beispiel ist der Fall des Feldkommandeurs und ehemaligen tschetschenischen
Verteidigungsministers Magomed Chambijew, welcher sich am 03. Marz 2004 in die Hande der Sicherheitskrafte
Ramzan Kadyrows begab, nachdem etwa 20 seiner Angehdrigen zuvor festgesetzt worden waren. Im Dezember 2004
wurden acht Verwandte des friheren Prasidenten Aslan Maschadow, darunter eine Schwester und zwei Bruder,
entfihrt, vermutlich von Angehdrigen der Sicherheitstruppe von Ramzan Kadyrow. Sieben von ihnen wurden am 31.
Mai 2005 wieder freigelassen; ein Neffe befindet sich noch wegen angeblicher Zugehdrigkeit zu einer illegalen
bewaffneten Gruppe in Haft. Ramzan Kadyrow, damals erster stellvertretender Ministerprasident Tschetscheniens, hat
sich offentlich fur gesetzliche Regelungen ausgesprochen, die die Strafverfolgung von Familienangehorigen
mutmaRlicher Rebellen erméglichten.

Nach Informationen von Frau Dzeitova, Direktorin von VESTA (NGO), werden Familienangehorige von friheren
Kéampfern (des ersten Tschetschenienkrieges) nicht mehr verfolgt. Es gibt jedoch private Falle von Blutrache, von der
alle mannlichen Verwandten betroffen sein kdnnen. Frauen, Kinder und é&ltere Menschen seien davon jedoch
ausgenommen. Mit Ausnahme eines vorsatzlichen oder besonders brutalen Mordes ist auch der Freikauf von der
Blutrache maoglich.

Am 22.09.2006 beschloss die Duma eine neue Amnestieverordnung. Sie erfasst Vergehen, die zwischen dem
13.12.1999 und dem 23.09.2006 im Nordkaukasus (Dagestan, Inguschetien, Kabardino-Balkarien, Tschetschenien,
Nordossetien, Karatschajewo-Tscherkessien, Gebiet Stawropol) begangen wurden. De facto wurde die Amnestie
jedoch durch Prasident Kadyrow bis zum 15.06.2007 verlangert. Die Amnestie gilt sowohl fir Rebellen ("Mitglieder
illegaler bewaffneter Formationen", sofern sie bis zum 15.01.2007 die Waffen niederlegen) als auch fur Soldaten,
erfasst aber keine schweren Verbrechen (u.a. nicht Mord, Vergewaltigung, Entfiihrung, Geiselnahme, schwere
Misshandlung, schwerer Raub; flur Soldaten: Verkauf von Waffen an Rebellen). Nach Mitteilung des Nationalen
Antiterror-Komitees haben sich bis zum Stichtag insgesamt 546 Rebellen gestellt. Etwa 200 Rebellen waren angeblich
an Sabotage und Terroraktionen beteiligt, nahezu alle sollen einer illegalen bewaffneten Gruppe angehért haben. Es
handelt sich jedoch um keine Amnestie im westeuropaischen Verstandnis. Die Leute ergeben sich alle aus mehr oder
minder groBem Zwang, aber nicht, weil es BemUhungen um Verséhnung und Reintegration gibt.



"Memorial" kritisierte jedoch, dass wegen der zahlreichen Ausschlussgrinde nur diejenigen in den Genuss der
Amnestiebestimmungen kommen werden, die "in den Bergen Herbarien angelegt oder Gritze gekocht haben", nicht
jedoch Personen, die effektiv an den Kampfen teilgenommen haben. Zudem drohe selbst Amnestierten eine spatere
strafrechtliche Verfolgung, wenn neue Elemente auftauchen. Unabhéangige Medien befuirchten auch im Hinblick auf
Chambijew und andere ehemalige Funktionstrager, dass erneut nur "groRBe Fische" begnadigt und in die staatlichen
Strukturen integriert wiirden, Kleine aber leer ausgingen. Ramzan Kadyrow nutzte die Amnestie, um sich als Garant
personlicher Sicherheit und Zentrum einer tschetschenischen Sammlungsbewegung zu profilieren. Folgerichtig wurde
er nach Abschluss der Kampagne auch zum Prasidenten der Teilrepublik ernannt. Er tragt somit personlich
Verantwortung nicht nur fur den Wiederaufbau der Infrastruktur und die Schaffung von Arbeitsplatzen, sondern auch

far die weitaus schwierigere gesellschaftliche Erneuerung.
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3. Versorgungslage

Die humanitare Situation in Tschetschenien hat sich in den letzen Jahren verbessert, in den Nachbarrepubliken jedoch
eher verschlechtert. Die EU Kommission unterstitzt den Wideraufbau im April 2008 mit 11 Millionen Euro.

Dennoch gibt es insbesondere in der Strom- und Wasserversorgung grol3e Defizite - die Stromversorgung fallt oft aus,
Wasser ist zumeist nur an einem Zentralhahn fir das gesamte Gebdude verfligbar. Zumindest ebenso problematisch,
wenn nicht sogar ein grolReres Problem stellt die Mull- und Abwasserentsorgung (und allgemein die
Umweltverschmutzung z.B. durch die primitive Gewinnung von Erdélprodukten) dar. Die Situation aufl3erhalb des

GroBraumes von Grosny gestaltet sich noch schwieriger.
Accord und UNHCR, Summary of the Accord-UNHCR country of origin information seminar, 18.10.2007
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3.1 Wohnsituation

Mit der Machtibernahme durch Prasident Kardyrow begann eine Wiederaufbauwelle in Tschetschenien. In rasantem
Tempo werden vor allem Grosny und andere gréf3ere Stadte wie Argun und Gudermes erneuert. Hauser und Stral3en,
insbesondere entlang der HauptstraBen in Grosny, Strom- und Gasleitungen, Schulen, Krankenhauser und Moscheen
werden gebaut, auch der Flughafen ist wieder in Betrieb. Hinsichtlich der Frage, ob dabei blof3 die Fassaden erneuert
wurden oder die Gebaude tatsachlich baulichen Standards entsprechen, gibt es widerspruchliche Berichte. Im Zentrum
von Grosny kann die Qualitat der Wohnungen jedoch gesichert als gut bezeichnet werden. In den Vororten schreitet
der Wiederaufbau langsamer voran, die Menschen leben vor allem in den nicht zerstérten Hausern. Der Bezirk
Zavodskoy in Grosny ist jedoch praktisch unbewohnbar, da sich dort eine nunmehr komplett zerstérte Olfabrik befand.
Umso weiter man sich von Grosny entfernt, desto schlechter wird jedoch die Qualitat.

Das hauptsachliche Ziel der Behérden ist es, den Bewohnern Tschetscheniens dauerhafte Unterklnfte zur Verfliigung
zu stellen und die tempordren "Wohnmoglichkeiten" zu schlieBen. Die Vergabekriterien hinsichtlich der
wiederaufgebauten Wohnungen sind nicht ganz klar. Grobe Kriterien stellen der Grad der Zerstérung der bestehenden



Wohnmoglichkeit, der Verletzbarkeit des Betroffenen und der regionalen Provinz dar. Die zugeteilten Wohnungen sind
jedoch oft zu klein und nicht behindertengerecht adaptiert, was auch fur altere Menschen haufig ein Problem darstellt.

Ein grofBes Problem stellen Wohnungsmaglichkeiten fir junge Familien, die bis dato bei ihren Eltern gelebt haben, dar.
Denn diese Personen hatten bisher kein Eigentum und bedulrfen deshalb dringend Unterkunft. DarUber hinaus
werden soziale Spannungen durch Streitigkeiten um den Wohnungsbesitz zwischen alten Eigentiimern, die auf die
Wohnung noch einen Anspruch erheben und den neuen Eigentiimern, denen die Wohnung zugeteilt wurde, verstarkt.

Durch das Dekret Nr 404 wurden im Juli 2003 wurden Kompensationszahlungen eingefuhrt. Personen, deren gesamtes
Eigentum zerstort wurde und die sich dazu entschlieBen weiterhin in Tschetschenien zu leben, erhalten 350.000 Rubel.
Nach Angaben der féderalen Regierung erhielten bis Ende 2004 39.000 Personen Zahlungen. Auf Grund der steigenden
Rohstoffpreise ist diese Zahlung jedoch nicht ausreichend, um ein Haus zu errichten oder eine Wohnung anzukaufen.
2005 wurden jedoch die Zahlungen vortbergehend gestoppt. Es gibt auch zahlreiche Berichte Uber Korruption in
Zusammenhang mit dem Kompensationsprogramm, sodass Familien kaum die vollen Zahlungen erhielten. 30-50%
mussten an  Mittelsmdnner bezahlt werden. In Folge wurden Abubakir Baibatyrov, der fir die
Kompensationszahlungen Verantwortliche, und ein hoher Beamter, Sultan Isakov, verhaftet und angeklagt. Nunmehr
kontrolliert Prasident Kadyrow die Zahlungen, die Staatsanwaltschaft geht nach Berichten von Memorial auch gegen
die Korruption vor, wobei die Staatsanwaltschaft selbst jedoch eingesteht, dass es nach wie vor Probleme gebe. Es ist
geplant, die Zahlungen 2008 abzuschliel3en, wobei jedoch noch 18.000 Personen auf Auszahlungen warten.

Neben den Regierungsprogrammen gibt es auch eine grol3e Zahl von Wohnortaufbauprogrammen durch NGOs. Seit
2000 wurden in Tschetschenien cirka 20.000 Hauser durch Unterstitzung internationaler Organisationen
wiederaufgebaut.

Accord und UNHCR, Summary of the Accord-UNHCR country of origin information seminar, 18.10.2007
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3.2 Nahrungsversorgung

Die Berichte zur Versorgung mit Nahrungsmitteln sind widerspruchlich. Wahrend das Bundesasylamt davon spricht,
dass der Bazar in Grosny erdffnet sei und praktisch alles erwerbbar sei und Probleme hinsichtlich des Zugangs zu
Nahrungsmitteln nicht bestehen wirden, hat das IKRK seine Aufmerksamkeit weg von Hilfsleistungen hin zum Aufbau
von eigenstandiger Versorgung gelenkt. So wurden Projekte fur die Erdffnung von kleinen Geschaften - zB
Schuhreparaturwerkstatten, Backereien, Verarbeitung von Wolle und Herstellung von Kleidung geschaffen. Im
November 2007 erhielten jedoch noch 15.000 Menschen Lieferungen von Zucker, Ol, Tee, Hygieneartikeln, Bettwische
und Handttichern.

Auf Grund zahlreicher Landminen ist es in Tschetschenien nur schwer mdglich, Landwirtschaft oder Viehzucht zu
betreiben.

Berichten des World Food Programm zu Folge ist die Versorgungslage in Tschetschenien jedoch nach wie vor schlecht.
Etwa 80% der Betroffenen wiirden unter der Armutsgrenze der Russischen Féderation leben. Uberdies seien 10% der
Kinder akut unterernahrt.

Accord und UNHCR, Summary of the Accord-UNHCR country of origin information seminar, 18.10.2007
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3.3 Arbeitslosigkeit und soziale Lage

Die Arbeitslosigkeit in Tschetschenien ist trotz des anhaltenden Wiederaufbaues hoch (70-80%). Die Bautatigkeiten
werden namlich oft ohne schriftliche Vertrdge mit den Arbeitern durchgefihrt. Dies fihrt dazu, dass Lohne nicht
ausbezahlt und Sicherheitsvorkehrungen missachtet werden, und dass bei Unféllen keine medizinische Versorgung



vorhanden ist. Wiederholt kam es deswegen zu Protesten der Arbeiter, z. B. im Juni 2007.

Weitere Jobs finden sich im Bereich des Handels (vor allem des Kleinsthandels am Markt) und der offentlichen
Verwaltung, wobei diese Positionen oft nur gegen Schmiergeldzahlungen erreicht werden kénnen. Eine der stabilsten
Arten, sein Einkommen zu verdienen, wenn gleich auch sehr unsicher, ist es, einen Job in den pro-russischen,

bewaffneten Formationen anzunehmen.

Loéhne und Pensionszahlungen sind auch kaum ausreichend, um davon zu leben. Entgegen offiziellen Berichten
unterhalten die Arbeitslosen auch kaum Unterstiitzung vom Staat.

Prasident Putin kindigte am 23.06.2008 an, bis 2011 im Rahmen eines fdoderalen Wiederaufbauprogramms
zehntausend neue Arbeitsplatze zu schaffen, wofulr 3,28 Milliarden Euro zur Verfligung stehen wirden. Die Jamestown
Foundation berichtete im April 2008, dass Prasident Kadyrow plane, das Hauptaugenmerk des Wiederaufbaues auf die
Entwicklung der Wirtschaft (vor allem Industrie und Landwirtschaft) zu legen.

Accord und UNHCR, Summary of the Accord-UNHCR country of origin information seminar, 18.10.2007
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Bundesamt fur Migration und Flluchtlinge, Russische Foderation Menschenrechtslage und Politik,
Tschetschenienkonflikt, Juli 2008

3.4 Medizinische Versorgungssituation

Der Kollaps der medizinischen Versorgung begann sich zu Anfang der 1990er abzuzeichnen. Die beiden
Tschetschenienkriege flhrten schlieBlich 1996-1999 zu einem vélligen Kollaps des Systems.

Der generelle Gesundheitszustand in Tschetschenien ist sehr schlecht. Der hohe Bedarf an arztlicher Behandlung
entsteht zum einen durch tausende Menschen, die nach ihrer Flucht wieder zuriickgekehrt sind und unter
Kriegsverletzungen leiden. Zum anderen kommt es durch Schieereien, bei Unfdllen mit Militarfahrzeugen oder
Explosionen von Minen immer noch zu neuen Verletzungen. Auch chronische Lungen-, Nieren- und Herz-
Kreislaufleiden sind weit verbreitet, sowie Tuberkulose, um deren Behandlung sich ebenfalls Arzte ohne Grenzen
bemuht. Radioaktive Verstrahlung und deren Folgen sind ein ernstzunehmendes Problem in Tschetschenien (Im
Norden und in der Nahe von Vedeno werden illegale Ablagerungsstatten fur radioaktives Material vermutet).
Gleichzeitig fehlt es an medizinischer Grundversorgung, vor allem im Bereich Gynakologie und Geburtshilfe, was zu
einer hohen Komplikationsrate und Geburt von behinderten Kindern fihrt.

Der hochste Level an Gesundheitsversorgung besteht in Grosny. Dort gibt es 11 Krankenhauser, 21 Polykliniken und 6
Klinken. Es gibt jedoch nur wenig Spezialisten in der Stadt. Pro 10.000 Einwohner gibt es laut Angaben der Regierung
Kadyrow nur 24,2 Arzte fir Primdrmedizin. Neben dem Wiederaufbau von Gebiuden und StraRen laufen auch
Programme zur Sanierung der Gesundheitsversorgung. Auch hier muss noch einiges an Zeit und Geld investiert
werden, um die Basisversorgung sicherzustellen. Die Krankenhaduser kampfen vor allem mit mangelnder Ausstattung
hinsichtlich medizinischer Gerate und Medikamenten, aber auch von Versorgungsleistungen, wie Stromversorgung
oder Abwasserbeseitigung. Der Standard der verflgbaren Versorgung hangt jedoch sehr stark von den finanziellen
Moglichkeiten des Betroffenen ab. An einer Grundversorgung von finanziell schwachen Rickkehrenden mangelt es
daher ebenso.

Ein 2006 ins Leben gerufenes Programm mit dem Titel "Sdorowje" (Gesundheit) tragt mit Renovierungen von
Krankenhausern, Neuerdffnungen von medizinischen Einrichtungen, Beschaffung von Ausstattung und Material und
Ausbildung von Personal zur Verbesserung der allgemeinen medizinischen Versorgung bei. Laut Angaben der
Regierung von Kadyrow wurden 2007 im Rahmen dieses Projekts 163,221 Millionen Rubel investiert.

Die internationale Gemeinschaft unterstitzt Programme, die die Wiederherstellung der Gesundheitsversorgung
vorantreiben sollen (dazu naher Inter-Agency Transitional Workplan for the North Caucasus). Die EU, WHO Europa und
UNICEF haben 2007 12,7 Millionen Euro in Projekte auf dem Gesundheits- und Ausbildungssektor investiert. Das IKRK

stellte seine finanzielle Unterstiitzung 2008 ein, da diese weitestgehend von der féderalen und lokalen Regierung



Ubernommen wurde. SchulungsmaBnahmen und Hilfsleistungen an das Orthopadiezentrum in Grosny werden jedoch
nach wie vor fortgesetzt. Zahlreiche andere NGOs sind in Tschetschenien aktiv. Auch wenn sich die Lage bessert, bleibt
der Gesundheitsstandard in Tschetschenien noch immer hinter dem der Russischen Féderation zuruick.

Aufgrund der mangelnden Ausstattung ist es Ublich, im Falle der Notwendigkeit einer Operation auf Krankenhduser in
der Russischen Foderation (Sochi, Rostov oder Moskau) auszuweichen - in Tschetschenien selbst fehlt es noch an
Infrastruktur, Ausristung und Spezialisten. So wurden in den ersten Monaten von 2006 1.263 Tschetschenen in Rostov
wegen Krebs behandelt.

Es besteht eine hohe Nachfrage, die Medikamente, welche nicht selten abgelaufen sind, teuer macht.

Im Herbst 2007 wurde in Grosny angesichts der steigenden AIDS-Rate ein Zentrum flr Pravention und Kontrolle von
AIDS eroffnet. Die Verbreitung von HIV erfolgt vor allem Gber den Gebrauch von infizierten Spritzen, denn mehr als die
Halfte der HIV-Infizierten sind drogensichtig. Um dieses Problem in den Griff zu bekommen, lduft auch ein Programm
zur Bekampfung von Alkohol- und Drogensucht, in dessen Rahmen Ende 2007 mit Unterstitzung der WHO eine
Entzugsklinik in Grosny erdffnet wurde, an der 2000 Menschen als drogenabhdangig registriert sind. Angesichts der
gesellschaftlichen Tabuisierung des Gebrauchs von Drogen kénnte allerdings die Dunkelziffer um ein Vielfaches héher

sein.

Fast alle intern Vertriebenen leiden laut Arzte ohne Grenzen auRerdem unter Angstzustanden, Depressionen und/oder
Schlaflosigkeit und benétigen dringend psychologische Betreuung, die in Tschetschenien derzeit, mit Ausnahme der
Opfer der Vorfédlle in Beslan, nicht vorhanden sei. 2007 errichtete jedoch das Danish Refugee Council vier
psychosoziale Rehabilitationszentren in Grosny. Nach Informationen von Fiona Corrigan, Schweizer Bundesamt fur
Migration, sollte es an jeder Schule einen psychologischen Dienst flr Kinder geben. Dieser wird jedoch nach ihrem
Wissensstand nur an einer Schule in Grosny angeboten.

Accord, Auskunft vom 13.05.2008 zur medizinischen Versorgung und Grundversorgung in Tschetschenien
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3.5 Riickkehrer

Im Dezember 2007 wandte sich Prasident Kadyrow mit einer Ansprache an die im Ausland lebenden Tschetschenen
und rief sie zur Achtung ihrer eigenen Gesetze und Kultur, aber auch zu Toleranz gegenlber anderen Nationalitaten
auf. Zur Erganzung wurden an Dutzende tschetschenische Gemeinschaften inner- und auBerhalb der Russischen
Foderation DVDs, Videos, Fotos und ahnliche Materialien verschickt, die tber die positiven Entwicklungen der letzten
Jahre informieren sollten. Um seine Landsleute zu einer Rickkehr in ihre Heimat zu bewegen, verspricht der Prasident,
alles in seiner Macht stehende zu tun, um ihnen akzeptable Lebensbedingungen zu bieten. Er hebt besonders die
fortgeschrittenen Renovierungen der Stadte und Dorfer, den Bau von Moscheen, die Einrichtung von Krankenhdusern
und die Wiederbelebung des Bildungssektors hervor.

Tatsachlich ist eine Ruckkehr nach Tschetschenien aber mit ernsthaften Problemen verbunden. Neben Personen, die
beim Europaischen Gerichtshof fir Menschenrechte geklagt haben, ziehen nach Informationen von UNHCR vor allem
Rickkehrende aus dem Ausland bei ihrer Wiedereinreise an der Grenze automatisch die Aufmerksamkeit des
Geheimdienstes FSB auf sich. Sie werden oft verdachtigt, wahrend ihrer Abwesenheit die Rebellen unterstitzt oder im
Ausland ein Vermogen angehauft zu haben, wodurch sie zu Opfern von Erpressung werden. Es gibt keine gesicherten
Berichte, ob Ruckkehrer verfolgt werden. Frau Dzeitova, Direktorin von VESTA, spricht jedoch davon, dass (freiwillig)
Zurlckkehrende nicht verfolgt werden und froh seien, dass sie zuriickgekommen seien.



Durch die Tschetschenisierung des Konflikts, d. h. die Ubertragung der Macht auf Kadyrow und sein Regime, geht die
Gewalt weniger von foderativen, sondern Uberwiegend von den tschetschenischen Behdrden aus. Diese stehen mit
dem russischen Verteidigungs- und Innenministerium, inklusive FSB, in Verbindung und haben Zugang zu deren
Daten, kennen aber auch die relativ kleine Bevdlkerung Tschetscheniens sehr gut. Somit ist es deutlich schwieriger

geworden, den Machthabenden zu entrinnen.

Accord, Auskunft vom 13.05.2008 zur medizinischen Versorgung und Grundversorgung in Tschetschenien
Asyllanderbericht Russland, 04.09.2007
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4. Frauen und Kinder

Die Situation von alleinstehenden Frauen, die Kinder zu versorgen haben, ist schwierig. Berichten von UNHCR zu Folge
vertrauen alleinstehende Frauen vor allem auf den Schutz ihrer Familie. Nach einer Scheidung bzw dem Tod des
Gatten kehren Frauen wieder zu ihrer Familie zurtick, wodurch jedoch ein normales Leben nicht gewahrleistet wird.
Die Moskauer Helsinki Gruppe berichtet davon, dass physisch und psychisch traumatisierte Frauen, die ihre Manner
verloren haben, nicht selten entgegen den muslimischen und wajnachischen Traditionen ihrem Schicksal tberlassen

werden.

Teilweise werden Frauen von Verwandten neuerlich verheiratet, wobei sie jedoch als Braute zweiter Klasse gelten.
Berichten des Online-Service Prague Watchdog zu Folge ist es auch zu einem Anstieg der Polygamie auf Grund des

Mangels an Mannern in der tschetschenischen Bevélkerung gekommen.

Mangels Arbeitspldtzen sind Frauen enorm von humanitarer Hilfe, Beihilfen und Pensionen abhéangig. Teilweise
erhalten Tschetscheninnen jedoch keine staatliche Unterstiitzung, da sie an burokratischen Hirden scheitern. Selbst
wenn die zustehende Pension und das Kindergeld ausbezahlt werden, ist ein Leben davon nicht mdéglich. Frauen
bendtigen daher Arbeit, wobei die insgesamt wirtschaftlich angespannte Lage beachtet werden muss. Accord berichtet
von der Eroffnung eines Zentrums fir Familien- und Kinderbeihilfe in Gudermes am 31.05.2005 sowie von der
Errichtung von sieben Sozialhilfezentren fir Familien und Kinder im Februar 2007. Laut Magomed Wachajew, Minister
far Arbeit und Soziales in Tschetschenien, sei die Republik 2007 erstmals in das foderale Unterstitzungsprogramm fur
einkommensschwache Familien eingebunden worden. Die Hohe der Unterstitzung werde nach Bedarf festgelegt,
betrage durchschnittlich cirka 14 Rubel. Kinderbeihilfe wird nach dem russischen Gesetz fur Kinder unter 16, bei
Studenten bis 18, ausbezahlt, die im Haushalt ihrer Eltern leben.

Streitigkeiten in der Folge einer Scheidung und um die Kinder werden traditioneller Weise durch den &ltesten Rat
gelost. Die Anrufung des Gerichts ist eher selten. Wahrend die Kinder traditionell beim Vater verbleiben, ist es die
Praxis der Gerichte, die Kinder der Mutter zu Uberlassen.

Das russische Strafrecht kennt den Tatbestand der Vergewaltigung und unterscheidet dabei nicht zwischen
Vergewaltigung wahrend aufrechter Ehe und anderen Fallen. Es gibt keine rechtliche Definition fir hausliche Gewalt,
sexuelle Beldstigung ist nicht strafbar. Obwohl hdusliche Gewalt ein grolBes Problem darstellt, spielte sie in der
offentlichen Wahrnehmung jedoch kaum eine Rolle. Nach einem auf einer Fact-Finding-Mission beruhenden Bericht
der UN-Menschenrechtskommission sind patriarchale Normen und die Bewahrung der Ehre der Familie im
tschetschenischen Denken traditionell fest verankert. In Tschetschenien ist die "Losung" des Problems die Ehe
zwischen Tater und Opfer. Uber husliche und sexuelle Gewalt zu sprechen, sei tabu.

Frauen berichteten gegenuber Vertreterinnen internationaler Hilfsorganisationen von Vergewaltigungen seitens
russischer Soldaten bei der Eroberung von Ortschaften. Russische Menschenrechtsorganisationen berichten fur 2007
weiterhin von extralegalen Tétungen der Zivilbevdlkerung wahrend Operationen der Sicherheitskrafte. So sollen nach
Angaben von Memorial am 24.03.2007 Militdrangehdrige auf drei Frauen in Urduchaja, Gebiet Schatoi geschossen
haben, von denen eine ums Leben gekommen sein soll, wahrend die beiden anderen schwer verletzt worden seien.

Nach offiziellen Angaben gibt es in Tschetschenien 458 Schulen, wovon sich 356 in landlichen Gebieten befinden. Es
gibt 19 weiterbildende Schulen und in Grosny 3 6ffentliche Universitaten -staatliche Universitat, padagogisches Institut,
und das nach Professor Millonshchikov benannte Grosny Olinstitut - sowie zwei private Universititen - das Open
Humanitarian Institute und das tschetschenische Institut fir Wirtschaft und Management.



Der Schulbesuch ist grundsatzlich moglich, findet jedoch unter schwierigen Bedingungen statt. Laut Angaben der UNO
unterrichten in Sekundarschulen inzwischen 13.000 Lehrer, was ungefahr dem Vorkriegsniveau entspricht, doch findet
der Unterricht in 152 Schulen weiterhin in provisorischen Unterkinften statt. Schiler in manchen Bezirken besitzen
nur ca. 10% der bendtigten Schulbticher. Zum 31.07.2007 besuchten laut Angaben von UNICEF 214.175 Kinder den
Unterricht.

Accord Auskunft vom 05.09.2007 zur Situation von geschiedenen und vom Ehemann getrennten Frauen; mdgliche
Reaktionen seitens des Mannes, der Familie, der Gesellschaft; Gewalt gegen Frauen und Schutzmaéglichkeiten

Accord Auskunft vom 30.08.2007 zu Frage, ob es staatliche Unterstitzungen fur Halbwaisen und Witwen und
Notstandshilfe oder vergleichbare Sozialleistungen in der RF gibt und ob die Ausbezahlung auch in Tschetschenien
erfolgt

Asyllanderbericht Russland, 04.09.2007
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5. Innerstaatliche Fluchtalternative

AuBerhalb der tschetschenischen Republik ist die Registrierung von Tschetschenen (noch) immer ein gro3es Problem.

Die Lebensbedingungen fiir die Flichtlinge in den Ubergangsunterkiinften in der russischen Teilrepublik Inguschetien
sind unter allen Aspekten schwierig. Inguschetien und das russische Katastrophenschutzministerium kdnnen nur ein
Mindestmald an humanitdrer Hilfe leisten und sind mit der Versorgung der Fluchtlinge Uberfordert. Hinzu kommt die
sich in Inguschetien im Vergleich zu den letzten Jahren rapide verschlechternde Sicherheitslage. Zwar richten sich die
meisten Angriffe auf Sicherheitskrafte, doch berichtet UNHCR von Ubergriffen auf Arbeitsmigranten in Inguschetien.
Die Situation in Dagestan ist ebenso schlimm, sodass in diesen beiden Nachbarrepubliken nach Einschatzung des

UNHCR nicht vom Vorliegen einer innerstaatlichen Fluchtalternative gesprochen werden kann.

Die Lage der Tschetschenen in der Ubrigen Russischen Foderation hat sich nicht verbessert. Die Russische Regierung
benitzt nach wie vor ihre eigene Definition der "Zwangsmigranten", anstelle des UNO-Begriffs IDP. Ersterer muss von
einer Region der Foderation in eine andere migriert sein, womit alle innerhalb von Tschetschenien Vertriebenen
ausgeschlossen sind. AuBerdem gehéren Opfer von Menschenrechtsverletzungen, von Ubergriffen durch
Sicherheitskrafte, etc. nicht zu den "Zwangsmigranten". Russland hat bisher 13.000 ethnische Russen, Armenier und
Juden aus Tschetschenien als "Zwangsmigranten" anerkannt. Ethnischen Tschetschenen wird dieser Status jedoch
systematisch verweigert. Nur "Zwangsmigranten" kénnen jedoch legal arbeiten oder Grundstticke erwerben und nur

sie haben Zugang zum Gesundheits- und Bildungswesen, sowie zu Altersrenten.

Artikel 27 der russischen Verfassung garantiert jedem Burger das Recht auf Bewegungsfreiheit und das Recht seinen
Wohnort zu wahlen. Dieses Recht kann jedoch durch einfache Gesetze gemal3 Art 55 der Verfassung beschrankt
werden. Das aus Sowjetzeiten stammende sogenannte "Propiska"-System, nachdem an jedem neuen Wohnort ein
Registrierungsgesuch eingereicht werden musste, ist offiziell abgeschafft worden. An die Stelle des Propiska-System ist
die Benachrichtigung der Behdrden Uber die Wohnsitznahme getreten (Gesetz Nr 5242-1) wobei zwischen
vorubergehendem (bis zu 90 Tagen) und permanentem Wohnsitz unterschieden wird. Zur Registrierung muss ein
Inlandsreisepass und ein Kauf- bzw Mietvertrag vorgelegt werden, wobei Tschetschenen bei der Wohnungssuche auf
Grund der vorherrschenden Ressentiments benachteiligt sind. Faktisch wird jedoch das Propiska System, entgegen
den Entscheidungen des russischen Verfassungsgerichtshofes, weiterhin angewendet bzw die Registrierung eines
vorubergehenden Wohnsitzes verweigert. Grundsatzlich betrifft dies zwar alle Einwohner, Tschetschenen sind jedoch
Uberproportional stark diskriminiert, indem ihnen oft die Niederlassung verweigert wird. Die Anmeldung ist jedoch
Voraussetzung fur Zugang zum Arbeitsmarkt, Schulbildung, Gesundheitsversorgung und anderen sozialen Rechten.
Menschen, die sich illegal aufhalten haben auch ein groReres Risiko, bei Ausweiskontrollen beldstigt zu werden.Artikel
27 der russischen Verfassung garantiert jedem Burger das Recht auf Bewegungsfreiheit und das Recht seinen Wohnort
zu wahlen. Dieses Recht kann jedoch durch einfache Gesetze gemald Artikel 55, der Verfassung beschrankt werden.
Das aus Sowjetzeiten stammende sogenannte "Propiska"-System, nachdem an jedem neuen Wohnort ein
Registrierungsgesuch eingereicht werden musste, ist offiziell abgeschafft worden. An die Stelle des Propiska-System ist
die Benachrichtigung der Behdrden Uber die Wohnsitznahme getreten (Gesetz Nr 5242-1) wobei zwischen



vorubergehendem (bis zu 90 Tagen) und permanentem Wohnsitz unterschieden wird. Zur Registrierung muss ein
Inlandsreisepass und ein Kauf- bzw Mietvertrag vorgelegt werden, wobei Tschetschenen bei der Wohnungssuche auf
Grund der vorherrschenden Ressentiments benachteiligt sind. Faktisch wird jedoch das Propiska System, entgegen
den Entscheidungen des russischen Verfassungsgerichtshofes, weiterhin angewendet bzw die Registrierung eines
vorubergehenden Wohnsitzes verweigert. Grundsatzlich betrifft dies zwar alle Einwohner, Tschetschenen sind jedoch
Uberproportional stark diskriminiert, indem ihnen oft die Niederlassung verweigert wird. Die Anmeldung ist jedoch
Voraussetzung fur Zugang zum Arbeitsmarkt, Schulbildung, Gesundheitsversorgung und anderen sozialen Rechten.
Menschen, die sich illegal aufhalten haben auch ein groReres Risiko, bei Ausweiskontrollen beldstigt zu werden.

In den Regionen Moskau, Krasnador und Kabardino-Balkaria bestehen Uberdies (verfassungswidrige) Gesetze, die die
Freiheit der Wohnsitzwahl beschranken. Nach einem Bericht des russischen Generalbevollmachtigten fur
Menschenrechte, Oleg Mironov, vom 15.9.2000, war die Ankunft aus einer anderen Region bzw einem anderen Staat
ohne vorangehende Bindung an die Region, in der sich der Betroffene nunmehr niederlassen will, einer der haufigsten
Grunde, die Registrierung zu versagen.

Svetlana Gannuskina, die Leiterin der Organisation "Migration und Recht" und Mitglied von "Memorial", kommt
deshalb in ihrem jungsten Bericht wiederholt zum Schluss: "In der Tschetschenischen Republik gibt es keinen
minimalen Schutz flir die Bewohner. Fir aus Tschetschenien stammende Menschen gibt es in Russland keine
inlandische Fluchtalternative. [...] Ich bin davon Uberzeugt, dass jeder aus Russland kommende Tschetschene die
Voraussetzung zur Gewahrung des Fluchtlingsstatus nach Artikel 1 der Konvention der UNO von 1951 hat, da er in
Russland nicht vor Diskriminierung und Willkur geschutzt wird".

Die Ausstellung von Registrierungsdokumenten ist oftmals (auch fur Nicht-Tschetschenen) nur gegen Bestechung
moglich. Allgemein wurde die Informationslage Uber diese Frage (Lebensbedingungen von Tschetschenen in anderen
Teilen der Russische Féderation) als nicht ausreichend angesehen.

Der Umstand, dass zahlreiche Tschetschenen bei der Flucht aus der Heimat vor 1997 ihre Rentenberechtigungsscheine
nicht mitgenommen haben, berauben praktisch alle Rentner und Invaliden aus Tschetschenien der Mdéglichkeit, ihre
Rente ausbezahlt zu bekommen.

Informationen Uber Suche nach Arbeitskraften und erleichterte Aufnahme von Neuankdmmlingen stehen solche tber
Ablehnung "kaukasischer" Personen (die auch politisch instrumentalisiert wird) entgegen.

Die Bevodlkerung begegnet Tschetschenen gréRtenteils mit Misstrauen. Hier wirken sich latenter Rassismus und
Fremdenfeindlichkeit in Teilen der russischen Bevolkerung und insbesondere die negative Wahrnehmung der
Tschetschenen aus. Berichte tUber Kontakte der tschetschenischen Rebellen zu den Taliban und Osama Bin Laden, die
Geiselnahme 2002 in Moskau und die Anschldge 2004 haben dies noch verstarkt.

Zusammenfassend kann somit gesagt werden, dass ob eine Ansiedlung in anderen Teilen der Russischen Foderation
moglich ist, bei Fehlen staatlicher Verfolgung im Einzelfall zu prifen ist. Dabei spielen angesichts von madglichen
Schwierigkeiten bei der Registrierung ein Netzwerk von Verwandten und Bekannten sowie die Mdglichkeit der
Kontaktierung von NGOs eine Rolle. Nicht registrierte Tschetschenen kénnen allenfalls in der tschetschenischen
Diaspora innerhalb Russlands Uberleben, wobei wiederum Faktoren wie Geld, Familienanschluss, Ausbildung und
russische Sprachkenntnisse relevant sein kdnnen. Fir arbeitsfahige Menschen hat sich die Moglichkeit der Teilnahme
am Arbeitsmarkt in anderen Teilen Russlands jedoch erhéht.

Das deutsche Bundesverfassungsgericht fuhrt zur inlandischen Fluchtalternative bei staatlicher Verfolgung aus, dass
der Staat in nicht wenigen Landern zwei- oder mehrgesichtig auftrete und beispielsweise eine separatistische
Bewegung in einem Landesteil unter Einsatz von Mitteln verfolgt, die als politische Verfolgung zu qualifizieren sind,
wahrend er in anderen Landesteilen auf diese Mittel nicht zurtckgreift. Dem Umstand, dass Tschetschenen auch in
den als sicher bezeichneten Landesteilen mit Erschwernissen und Benachteiligungen (etwa bei der Registrierung in
groRRen Stadten oder bei polizeilichen Kontroll- und DurchsuchungsmalBnahmen) wurde keine asylrechtliche Relevanz
beigemessen (Beschluss vom 10.7.1989, BVerfGE).

Das deutsche Bundesverwaltungsgericht sieht eine inlandische Fluchtalternative an einem verfolgungsfreien Ort dann
als gegeben an, wenn die betreffende Person an diesem Ort durch eigene (allenfalls wenig attraktive und ihrer
Vorbildung nicht entsprechende) Arbeit oder durch Zuwendungen von dritten Seite - allenfalls nach Uberwindung von



Anfangsschwierigkeiten - das zu ihrem Lebensunterhalt unbedingt Notwendige erlangen kann (Beschluss v. 21.5.2003,
BVerwG 1 B 298.02). Nicht zumutbar ist hingegen eine entgeltliche Erwerbstatigkeit fur kriminelle Organisationen, die
in der fortgesetzten Begehung oder der Teilnahme an Verbrechen besteht (Beschluss v. 17.5.2006, BVerwG 1 B 100.05).

Eine zumutbare Fluchtalternative liege dann vor, wenn die Person am Ort der Fluchtalternative - auch ohne férmliche
Gewahrung eines Aufenthaltsrechtes und ohne Inanspruchnahme staatlicher Sozialleistungen in zumutbarer Weise -
etwa im Rahmen des Familienverbandes (oder der sog. "Schattenwirtschaft") ihre Existenz sichern kann. Ein Leben in
lllegalitat, das jederzeit die Gefahr polizeilicher Kontrollen und der strafrechtlichen Sanktionierung in sich birgt, stellt
hingegen keine zumutbare Fluchtalternative dar (Urteil v. 1.2.2007, BVerwG 1 C 24.06).

Das Schweizer Bundesverwaltungsgericht sieht eine Rickkehr in die Russischen Foderation - ganz allgemein - auch fur
Tschetschenen (die eine personliche Verfolgung nicht glaubhaft machen kénnen) fur zumutbar an, weil dort kein
Burgerkrieg herrscht und auch nicht von einer Situation allgemeiner Gewalt nicht gesprochen werden kann (Urteil vom
18.5.2007, D-5420/2006).

Accord Auskunft vom 13.09.2005 zur Situation von Tschetschenen aulRerhalb des Nordkaukasus
Accord und UNHCR, Summary of the Accord-UNHCR country of origin information seminar, 18.10.2007

Asylmagazin, Schwerpunkt: Tschetschenien - Tschetschenien Anfang 2008 - Eine Auswertung aktueller Informationen,
Marz 2008

Auswartiges Amt, Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Foderation, einschlief3lich
Tschetschenien, vom 13.01.2008

Bundesasylamt, Chechen Republic: Information about the country and situation of Chechens in the Russian Federation
Part I, Februar 2008Bundesasylamt, Chechen Republic: Information about the country and situation of Chechens in
the Russian Federation Part romisch zwei, Februar 2008

Bescheid des UBAS vom 17.4.2008, 377-1/5E-VIII/22/07
US State Department, Russia, Country Reports on Human Rights Practices 2007 vom 11.03.2008
Ill. Beweiswurdigungromisch drei. Beweiswurdigung

Die Feststellungen zur Identitdt der Eltern der Beschwerdefihrerin beruhen auf den in den erstinstanzlichen
Verwaltungsakten einliegenden unbedenklichen Standes- bzw. Identitdtsdokumenten sowie auf deren schlissigen
Vorbringen.

Die Feststellungen zur Identitdt der Beschwerdefuhrerin beruhen auf den in ihrem Verwaltungsakt des
Bundesasylamtes einliegenden unbedenklichen Standes- bzw. Identitdtsdokumenten, so insbesondere ihrer
Geburtsurkunde, sowie dem Vorbringen ihrer Eltern.

Die Feststellungen zur EheschlieBung der Eltern der Beschwerdefihrerin stutzen sich auf die deren erstinstanzlichen
Verwaltungsakten einliegende Heiratsurkunde des Standesamtes der Tschetschenischen Republik, Russische
Foderation.

Die fUr die Feststellungen zur Lage in Tschetschenien bzw. zur Situation von Tschetschenen herangezogenen Berichte
und Informationsquellen stammen groRteils von staatlichen Institutionen oder diesen nahestehenden Einrichtungen
und sind keinerlei Anhaltspunkte ersichtlich, die Zweifel an deren Objektivitdt und Unparteilichkeit entstehen lassen.
Da die Berichte zudem auf einer Vielzahl verschiedener, voneinander unabhangiger Quellen beruhen und dennoch ein
in den Kernaussagen Ubereinstimmendes Gesamtbild ohne wesentliche Widerspriiche darbieten, besteht fir den
erkennenden Senat kein Grund, an der Richtigkeit der Situationsdarstellungen zu zweifeln. Die beschwerdefiihrende
Partei hat tberdies gegen die Heranziehung der zur Kenntnis gebrachten Quellen keine Einwande erhoben und keine
Beanstandungen vorgebracht.

IV. Rechtlich folgt darausrémisch vier. Rechtlich folgt daraus

Gemal Art. 151 Abs. 39 Z. 4 B-VG sind am 1. Juli 2008 beim unabhangigen Bundesasylsenat anhangige Verfahren vom
Asylgerichtshof weiterzufihren. Verfahren gegen abweisende Bescheide, in denen eine miindliche Verhandlung noch
nicht stattgefunden hat, sind gemal § 75 Abs. 7 Z. 2 Asylgesetz 2005, BGBI. | Nr. 100/2005, idFBGBI. | Nr. 29/2009
(AsylG 2005) von dem nach der ersten Geschéaftsverteilung des Asylgerichtshofes zustandigen Senat
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weiterzufuhren.Gemal Artikel 151, Absatz 39, Ziffer 4, B-VG sind am 1. Juli 2008 beim unabhangigen Bundesasylsenat
anhangige Verfahren vom Asylgerichtshof weiterzufihren. Verfahren gegen abweisende Bescheide, in denen eine
mundliche Verhandlung noch nicht stattgefunden hat, sind gemal3 Paragraph 75, Absatz 7, Ziffer 2, Asylgesetz 2005,
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005,, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 29 aus 2009, (AsylG
2005) von dem nach der ersten Geschaftsverteilung des Asylgerichtshofes zustandigen Senat weiterzufiihren.

GemaR § 75 Abs. 1 AsylG 2005 sind alle am 31. Dezember 2005 anhangigen Verfahren nach den Bestimmungen des
Asylgesetzes 1997 mit der MaRgabe zu Ende zu fiihren, dass in Verfahren, die nach dem 31. Marz 2009 beim
Bundesasylamt anhangig sind oder werden, § 10 in der Fassung BGBI. | Nr. 29/2009 mit der MaRgabe anzuwenden ist,
dass eine Abweisung des Asylantrages, wenn unter einem festgestellt wurde, dass die Zurlckweisung,
Zuruckschiebung oder Abschiebung des Asylwerbers in seinen Herkunftsstaat zulassig ist, oder eine Zurtckweisung
des Asylantrages als Entscheidung nach dem Asylgesetz 2005 gilt.GemaR Paragraph 75, Absatz eins, AsylG 2005 sind
alle am 31. Dezember 2005 anhangigen Verfahren nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 mit der MaRgabe zu
Ende zu fuhren, dass in Verfahren, die nach dem 31. Marz 2009 beim Bundesasylamt anhangig sind oder werden,
Paragraph 10, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 29 aus 2009, mit der Mal3gabe anzuwenden ist, dass eine
Abweisung des Asylantrages, wenn unter einem festgestellt wurde, dass die Zurickweisung, Zurlckschiebung oder
Abschiebung des Asylwerbers in seinen Herkunftsstaat zuldssig ist, oder eine Zurlckweisung des Asylantrages als
Entscheidung nach dem Asylgesetz 2005 gilt.

Die 8§ 24, 26, 54 bis 57 und 60 dieses Bundesgesetzes sind auf diese Verfahren anzuwenden. § 27 ist auf diese
Verfahren mit der MaRgabe anzuwenden, dass das Bundesasylamt oder der Asylgerichtshof zur Erlassung einer
Ausweisung zustandig ist und der Sachverhalt, der zur Einleitung des Ausweisungsverfahrens fihren wirde, nach dem
31. Dezember 2005 verwirklicht wurde. 8 57 Abs. 5 und 6 ist auf diese Verfahren mit der MaRgabe anzuwenden, dass
nur Sachverhalte, die nach dem 31. Dezember 2005 verwirklicht wurden, zur Anwendung dieser Bestimmungen
fihren.Die Paragraphen 24, 26, 54 bis 57 und 60 dieses Bundesgesetzes sind auf diese Verfahren anzuwenden.
Paragraph 27, ist auf diese Verfahren mit der Mal3gabe anzuwenden, dass das Bundesasylamt oder der Asylgerichtshof
zur Erlassung einer Ausweisung zustandig ist und der Sachverhalt, der zur Einleitung des Ausweisungsverfahrens
fihren wirde, nach dem 31. Dezember 2005 verwirklicht wurde. Paragraph 57, Absatz 5 und 6 ist auf diese Verfahren
mit der Maligabe anzuwenden, dass nur Sachverhalte, die nach dem 31. Dezember 2005 verwirklicht wurden, zur
Anwendung dieser Bestimmungen fihren.

Daraus folgt, dass der am 8. Janner 2008 gestellte, gegenstandliche Antrag auf internationalen Schutz nach den
Bestimmungen des Asylgesetz 2005, BGBI. | Nr. 100/2005 idFBGBI. | Nr. 29/2009 (AsylG 2005) zu fihren istDaraus
folgt, dass der am 8. Janner 2008 gestellte, gegenstandliche Antrag auf internationalen Schutz nach den Bestimmungen
des Asylgesetz 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 29
aus 2009, (AsylG 2005) zu fuhren ist.

Die gegenstandliche Beschwerde ist form- und fristgerecht eingelangt, die beschwerdefliihrende Partei legitimiert. Auf
die Beschwerde war mithin einzutreten.

Nach der Bestimmung des § 3 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen
Schutz gestellt hat, soweit dieser Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder Zusténdigkeit eines anderen Staates
zurlickzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat
Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z. 2 Genfer Fluchtlingskonvention (GFK) droht. GemaR & 3 Abs. 3 leg. cit. ist
der Antrag auf internationalen Schutz bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abzuweisen, wenn
1. dem Fremden eine innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11) offen steht oder 2. der Fremde einen Asylausschlussgrund
(8 6) gesetzt hat.Nach der Bestimmung des Paragraph 3, Absatz eins, AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Osterreich
einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, soweit dieser Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder
Zustandigkeit eines anderen Staates zuriickzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn
glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, Genfer
Fluchtlingskonvention (GFK) droht. Gemald Paragraph 3, Absatz 3, leg. cit. ist der Antrag auf internationalen Schutz
bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abzuweisen, wenn 1. dem Fremden eine innerstaatliche
Fluchtalternative (Paragraph 11,) offen steht oder 2. der Fremde einen Asylausschlussgrund (Paragraph 6,) gesetzt hat.

Im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z. 2 der GFK iVm Art. 1 Abs. 2 des Protokolls Uber die Rechtsstellung der Flichtlinge
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vom 31. Janner 1967, BGBI. Nr. 78/1974, ist als Fluchtling anzusehen, wer sich aus wohlbegrindeter Furcht, aus
Grinden der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehdorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen
Gesinnung verfolgt zu werden, aullerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf
diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich infolge obiger
Umstande auBerhalb des Landes seines gewdhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf
diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurlckzukehren.Im Sinne des Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, der GFK in
Verbindung mit Artikel eins, Absatz 2, des Protokolls Uber die Rechtsstellung der Flichtlinge vom 31. Janner 1967,
Bundesgesetzblatt Nr. 78 aus 1974,, ist als Fluchtling anzusehen, wer sich aus wohlbegrindeter Furcht, aus Grinden
der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehdrigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung
verfolgt zu werden, auBerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht
nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich infolge obiger Umstdande
auBerhalb des Landes seines gewdhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese
Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurlckzukehren.

Zentrales Element des Fluchtlingsbegriffs ist die "begriindete Furcht vor Verfolgung". Eine Furcht kann nur dann
wohlbegrindet sein, wenn sie im Licht der speziellen Situation des Asylwerbers unter Berucksichtigung der
Verhaltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in
einer konkreten Situation tatsachlich flrchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation
aus Konventionsgrinden firchten wiirde. Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensitat
in die zu schitzende personliche Sphare des einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensitat liegt vor, wenn der Eingriff
geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates zu begrinden. Die
Verfolgungsgefahr steht mit der wohlbegriindeten Furcht in engstem Zusammenhang und ist Bezugspunkt der
wohlbegrindeten Furcht. Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maf3geblichen
Wahrscheinlichkeit droht, die entfernte Moglichkeit einer Verfolgung genlgt nicht (vgl. E VWGH 19.12.1995, 94/20/0858,
E VWGH 14.10.1998, 98/01/0262). Die aus objektiver Sicht begriindete Furcht muss einen weiteren Verbleib des
Asylwerbers in seinem Heimatland unertraglich erscheinen lassen.Zentrales Element des Fllchtlingsbegriffs ist die
"begriindete Furcht vor Verfolgung". Eine Furcht kann nur dann wohlbegriindet sein, wenn sie im Licht der speziellen
Situation des Asylwerbers unter Berlcksichtigung der Verhaltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es
kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsachlich flrchtet, sondern ob
sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation aus Konventionsgriinden furchten wirde. Unter Verfolgung
ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensitat in die zu schitzende persdnliche Sphare des einzelnen zu
verstehen. Erhebliche Intensitat liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des
Schutzes des Heimatstaates zu begrinden. Die Verfolgungsgefahr steht mit der wohlbegrindeten Furcht in engstem
Zusammenhang und ist Bezugspunkt der wohlbegriindeten Furcht. Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen,
wenn eine Verfolgung mit einer mafigeblichen Wahrscheinlichkeit droht, die entfernte Moglichkeit einer Verfolgung
genlgt nicht vergleiche E VWGH 19.12.1995, 94/20/0858, E VWGH 14.10.1998,98/01/0262). Die aus objektiver Sicht
begriindete Furcht muss einen weiteren Verbleib des Asylwerbers in seinem Heimatland unertraglich erscheinen
lassen.

Glaubhaftmachung bedeutet im Gegensatz zum strikten Beweis ein reduziertes Beweismalfd und ldsst durchwegs Raum
flr gewisse Einwande und Zweifel an dem Vorbringen des Asylwerbers. Entscheidend ist, ob die Griinde, die fur die
Richtigkeit der Sachverhaltsdarstellung sprechen, Uberwiegen oder nicht. Dabei ist eine objektivierte Sichtweise
anzustellen.

Der Verwaltungsgerichtshof verlangt in seiner Rechtssprechung eine ganzheitliche Wirdigung des individuellen
Vorbringens eines Asylwerbers unter den Gesichtspunkten der Konsistenz der Angaben, der personlichen
Glaubwiurdigkeit des Asylwerbers und der objektiven Wahrscheinlichkeit der Behauptungen, wobei letzteres eine
Auseinandersetzung mit (aktuellen) Landerberichten verlangt (E VWGH 26.11.2003, 2003/20/0389).

Trotz der dul3erst problematischen Situation von Angehdrigen der tschetschenischen Volksgruppe, insbesondere in
Tschetschenien, kann aus Sicht des erkennenden Senates des Asylgerichtshofes nicht von einer generellen Verfolgung
alleine wegen der Zugehdrigkeit zur tschetschenischen Ethnie ("Gruppenverfolgung") gesprochen werden, sondern ist
weiterhin jeder konkrete Einzelfall umfassend anhand der in der Genfer Flichtlingskonvention taxativ aufgezahlten
Verfolgungsgriinde zu prifen (vgl. E VWGH 26.06.2008, 2006/20/0724-8).Trotz der aulRerst problematischen Situation
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von Angehdrigen der tschetschenischen Volksgruppe, insbesondere in Tschetschenien, kann aus Sicht des
erkennenden Senates des Asylgerichtshofes nicht von einer generellen Verfolgung alleine wegen der Zugehorigkeit zur
tschetschenischen Ethnie ("Gruppenverfolgung") gesprochen werden, sondern ist weiterhin jeder konkrete Einzelfall
umfassend anhand der in der Genfer Fllichtlingskonvention taxativ aufgezahlten Verfolgungsgrinde zu prifen
vergleiche E VWGH 26.06.2008, 2006/20/0724-8).

Wie UNHCR als "Huter" der Konvention festgehalten hat, geht die Verfolgung normalerweise von den Behdrden eines
Landes aus. Die Verfolgungsgefahr muss in diesem Sinne den staatlichen Stellen bzw. der herrschenden Macht des
Herkunftsstaates zurechenbar sein. Verfolgung kann jedoch auch von Teilen der Bevdlkerung ausgehen, welche die in
den Gesetzen ihres Landes verankerten Grundsatze nicht achten (vgl. hiezu UNHCR, Handbook on procedures and
criteria for determing refugee status, Genf 1992, Abs. 65).Wie UNHCR als "Huter" der Konvention festgehalten hat, geht
die Verfolgung normalerweise von den Behdrden eines Landes aus. Die Verfolgungsgefahr muss in diesem Sinne den
staatlichen Stellen bzw. der herrschenden Macht des Herkunftsstaates zurechenbar sein. Verfolgung kann jedoch auch
von Teilen der Bevdlkerung ausgehen, welche die in den Gesetzen ihres Landes verankerten Grundsatze nicht achten
vergleiche hiezu UNHCR, Handbook on procedures and criteria for determing refugee status, Genf 1992, Absatz 65,).

Eine dem Staat zuzurechnende Verfolgungshandlung liegt somit nicht nur dann vor, wenn diese unmittelbar von
staatlichen Organen aus Grinden der GFK gesetzt wird, sondern es kann eine dem Staat zuzurechnende asylrelevante
Verfolgungssituation auch dann gegeben sein, wenn der Staat nicht gewillt oder nicht in der Lage ist, von
Privatpersonen ausgehende Handlungen mit Verfolgungscharakter zu unterbinden, sofern diesen - wirden sie von
staatlichen Organen gesetzt - Asylrelevanz zukommt (vgl. E VwGH 21.9.2000, 98/20/0434).Eine dem Staat
zuzurechnende Verfolgungshandlung liegt somit nicht nur dann vor, wenn diese unmittelbar von staatlichen Organen
aus Grunden der GFK gesetzt wird, sondern es kann eine dem Staat zuzurechnende asylrelevante Verfolgungssituation
auch dann gegeben sein, wenn der Staat nicht gewillt oder nicht in der Lage ist, von Privatpersonen ausgehende
Handlungen mit Verfolgungscharakter zu unterbinden, sofern diesen - wiirden sie von staatlichen Organen gesetzt -
Asylrelevanz zukommt vergleiche E VWGH 21.9.2000, 98/20/0434).

Hinsichtlich des kausalen Zusammenhangs zwischen Verfolgung und Konventionsgrund ("wegen ihrer....") ist
festzustellen, dass die begriindete Furcht einer Person vor Verfolgung mit einem oder mehreren Konventionsgrinden
in Verbindung stehen muss. Dass heif3t, sie muss "wegen ihrer Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer
bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen Uberzeugung" bestehen. Der Konventionsgrund muss dabei
ein malgeblicher Faktor sein, muss aber nicht als einziger oder Uberwiegender Grund nachgewiesen werden. Wenn
die Gefahr der Verfolgung, die mit einem der Konventionsgriinde in Beziehung steht, von einem nichtstaatlichen
Akteur ausgeht, ist der kausale Zusammenhang gegeben, gleichgiltig, ob das Fehlen von staatlichem Schutz mit dem
Abkommen in Verbindung gebracht werden kann oder nicht. Umgekehrt ist der kausale Zusammenhang auch dann
hergestellt, wenn das Verfolgungsrisiko durch einen nichtstaatlichen Akteur in keiner Beziehung zu einem
Konventionsgrund steht, aber die Unfahigkeit oder mangelnde Bereitschaft des Staates, Schutz zu bieten, auf einem
Konventionsgrund beruht (vgl. hiezu UNHCR, "Richtlinien zum Internationalen Schutz: Geschlechtsspezifische
Verfolgung im Zusammenhang mit Artikel 1 A (2) des Abkommens von 1951 bzw. des Protokolls von 1967 Uber die
Rechtsstellung der Flichtlinge", HCR/GIP/02/01, 7. Mai 2002, Abschn. 20-21).Hinsichtlich des kausalen Zusammenhangs
zwischen Verfolgung und Konventionsgrund ("wegen ihrer....") ist festzustellen, dass die begriindete Furcht einer
Person vor Verfolgung mit einem oder mehreren Konventionsgriinden in Verbindung stehen muss. Dass heif3t, sie
muss "wegen ihrer Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer
politischen Uberzeugung" bestehen. Der Konventionsgrund muss dabei ein maRgeblicher Faktor sein, muss aber nicht
als einziger oder Uberwiegender Grund nachgewiesen werden. Wenn die Gefahr der Verfolgung, die mit einem der
Konventionsgriinde in Beziehung steht, von einem nichtstaatlichen Akteur ausgeht, ist der kausale Zusammenhang
gegeben, gleichgultig, ob das Fehlen von staatlichem Schutz mit dem Abkommen in Verbindung gebracht werden kann
oder nicht. Umgekehrt ist der kausale Zusammenhang auch dann hergestellt, wenn das Verfolgungsrisiko durch einen
nichtstaatlichen Akteur in keiner Beziehung zu einem Konventionsgrund steht, aber die Unfahigkeit oder mangelnde
Bereitschaft des Staates, Schutz zu bieten, auf einem Konventionsgrund beruht vergleiche hiezu UNHCR, "Richtlinien
zum Internationalen Schutz: Geschlechtsspezifische Verfolgung im Zusammenhang mit Artikel 1 A (2) des Abkommens
von 1951 bzw. des Protokolls von 1967 Uber die Rechtsstellung der Flichtlinge", HCR/GIP/02/01, 7. Mai 2002, Abschn.
20-21).
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Unter politischer Gesinnung iSd GFK ist jede Meinung zu staatrechtlichen, sozialen, gesellschaftlichen,
volkswirtschaftlichen und kulturellen Ordnungsstrukturen und Einrichtungen des Staates zu verstehen. Bei der
politischen Gesinnung gilt - wie bei den anderen Konventionsgrinden - dass der Asylwerber beflrchtet, die politische
Gesinnung konnte ihm unterstellt werden. Die politische Gesinnung muss nicht tatsachlich vorhanden sein, die
Annahme des Verfolgers dass eine solche vorliegt reicht aus, da die Unterscheidung flr den Verfolgten ja auch im

Ergebnis keinen Unterschied macht.

Im vorliegenden Fall bestehen fiir die als zehnjahriges Kind ausgereiste Beschwerdeflihrerin keine hinreichenden
Anhaltpunkte, die auf eine begriindete Furcht vor asylrelevanter Verfolgung hinweisen und liegen solche aus

demselben Grunde auch pro futuro fur den erkennenden Senat nicht vor.

Der einmalige Ubergriff, bei dem die Beschwerdefiihrerin mit einem Gewehrkolben geschlagen wurde, erreicht isoliert
betrachtet weder die fur eine Verfolgung iSd Art. 9 der StatusRL geforderte Intensitat, zumal dieser einzelne Vorfall
noch nicht ausreicht um "einen Verbleib des Asylwerbers in seinem Heimatland unertraglich erscheinen" zu lassen (E
VWGH 25.4.1994, 94/20/0034), noch ist im Lichte der getroffenen Landerfeststellung aufgrund der Abwesenheit der
Eltern und des Onkels der Beschwerdefiihrerin ein (erneuter) Rickgriff auf die minderjahrige Asylwerberin selbst mit
maRgeblicher Wahrscheinlichkeit zu erwarten.Der einmalige Ubergriff, bei dem die Beschwerdefiihrerin mit einem
Gewehrkolben geschlagen wurde, erreicht isoliert betrachtet weder die flr eine Verfolgung iSd Artikel 9, der StatusRL
geforderte Intensitat, zumal dieser einzelne Vorfall noch nicht ausreicht um "einen Verbleib des Asylwerbers in seinem
Heimatland unertraglich erscheinen" zu lassen (E VWGH 25.4.1994, 94/20/0034), noch ist im Lichte der getroffenen
Landerfeststellung aufgrund der Abwesenheit der Eltern und des Onkels der Beschwerdeflhrerin ein (erneuter)
Rackgriff auf die minderjahrige Asylwerberin selbst mit maf3geblicher Wahrscheinlichkeit zu erwarten.

Stellt ein Familienangehdriger (8 2 Z. 22) von 1. einem Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt
worden ist, 2. einem Fremden, dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten (8 8) zuerkannt worden ist oder 3.
einem Asylwerber einen Antrag auf internationalen Schutz, gilt dieser gemal3 § 34 Abs. 1 AsylG 2005 als Antrag auf
Gewahrung desselben Schutzes.Stellt ein Familienangehoriger (Paragraph 2, Ziffer 22,) von 1. einem Fremden, dem der
Status des Asylberechtigten zuerkannt worden ist, 2. einem Fremden, dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten
(Paragraph 8,) zuerkannt worden ist oder 3. einem Asylwerber einen Antrag auf internationalen Schutz, gilt dieser
gemal’ Paragraph 34, Absatz eins, AsylG 2005 als Antrag auf Gewahrung desselben Schutzes.

Die Behodrde hat nach Abs. 2 leg. cit. auf Grund eines Antrages eines Familienangehdrigen eines Fremden, dem der
Status des Asylberechtigten zuerkannt worden ist, dem Familienangehdrigen mit Bescheid den Status eines
Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn die Fortsetzung eines bestehenden Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK mit
dem Familienangehdrigen in einem anderen Staat nicht méglich ist.Die Behdrde hat nach Absatz 2, leg. cit. auf Grund
eines Antrages eines Familienangehdrigen eines Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt worden ist,
dem Familienangehdrigen mit Bescheid den Status eines Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn die Fortsetzung eines
bestehenden Familienlebens im Sinne des Artikel 8, EMRK mit dem Familienangehorigen in einem anderen Staat nicht
moglich ist.

Die Behorde hat gemal Abs. 4 leg. cit. Antrdge von Familienangehorigen eines Asylwerbers gesondert zu prifen; die
Verfahren sind unter einem zu fihren, und es erhalten alle Familienangehorigen den gleichen Schutzumfang.
Entweder ist der Status des Asylberechtigten oder des subsididr Schutzberechtigten zuzuerkennen, wobei die
Zuerkennung des Status des Asylberechtigten vorgeht, es sei denn, alle Antrage waren als unzulassig zurtckzuweisen
oder abzuweisen. Jeder Asylwerber erhélt einen gesonderten Bescheid.Die Behérde hat gemalR Absatz 4, leg. cit.
Antrage von Familienangehorigen eines Asylwerbers gesondert zu prifen; die Verfahren sind unter einem zu fuhren,
und es erhalten alle Familienangehdrigen den gleichen Schutzumfang. Entweder ist der Status des Asylberechtigten
oder des subsidiar Schutzberechtigten zuzuerkennen, wobei die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten vorgeht,
es sei denn, alle Antrdge waren als unzuldssig zurlUckzuweisen oder abzuweisen. Jeder Asylwerber erhalt einen
gesonderten Bescheid.

Die zuvor angeflhrten Bestimmungen hinsichtlich Familienverfahren im Inland gelten sinngemaR fir das Verfahren
beim Asylgerichtshof.

GemaR § 2 Z. 22 AsylG 2005 ist Familienangehoriger, wer Elternteil eines minderjahrigen Kindes, Ehegatte oder zum
Zeitpunkt der Antragstellung unverheiratetes minderjahriges Kind eines Asylwerbers oder eines Fremden ist, dem der
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Status des subsidiar Schutzberechtigten oder des Asylberechtigten zuerkannt wurde, sofern die Familieneigenschaft
bei Ehegatten bereits im Herkunftsstaat bestanden hat.GemaR Paragraph 2, Ziffer 22, AsylG 2005 ist
Familienangehdriger, wer Elternteil eines minderjahrigen Kindes, Ehegatte oder zum Zeitpunkt der Antragstellung
unverheiratetes minderjahriges Kind eines Asylwerbers oder eines Fremden ist, dem der Status des subsidiar
Schutzberechtigten oder des Asylberechtigten zuerkannt wurde, sofern die Familieneigenschaft bei Ehegatten bereits
im Herkunftsstaat bestanden hat.

Die mj. Beschwerdeflhrerin ist aus diesem Grunde im Hinblick auf die Asylverfahren ihrer Eltern auch als
Familienangehdriger iSd Bestimmung des § 2 Z. 22 AsylG 2005 zu qualifizieren.Die mj. Beschwerdeflhrerin ist aus
diesem Grunde im Hinblick auf die Asylverfahren ihrer Eltern auch als Familienangehdriger iSd Bestimmung des
Paragraph 2, Ziffer 22, AsylG 2005 zu qualifizieren.

Mit hg. Erkenntnissen vom heutigen Tage zu GZ. D10 400362-1/2008/10E sowie D10 400363-1/2008/8E sowohl dem
Vater als auch der Mutter der Beschwerdefuhrerin gemaR & 3 AsylG 2005 der Status der Asylberechtigten zuerkannt
und gemal § 3 Abs. 5 leg. cit. festgestellt, dass diesen damit kraft Gesetzes die Fluchtlingseigenschaft zukommt.Mit hg.
Erkenntnissen vom heutigen Tage zu GZ. D10 400362-1/2008/10E sowie D10 400363-1/2008/8E sowohl dem Vater als
auch der Mutter der Beschwerdefiihrerin gemal Paragraph 3, AsylG 2005 der Status der Asylberechtigten zuerkannt
und gemal Paragraph 3, Absatz 5, leg. cit. festgestellt, dass diesen damit kraft Gesetzes die Fluchtlingseigenschaft
zukommt.

Da im gegenstandlichen Asylverfahren keinerlei Anhaltspunkte zu Tage getreten sind, dass der BeschwerdefUhrerin
mit ihrer Familie ein Familienleben in einem anderen Staat zumutbar oder méglich wéare, war der Beschwerdeflhrerin
der Status der Asylberechtigten im Zuge eines Familienverfahrens zuzuerkennen.

GemaR § 3 Abs. 5 AsylG 2005 ist die Entscheidung, mit der Fremden von Amts wegen oder auf Grund eines Antrages
auf internationalen Schutz der Status des Asylberechtigten zuerkannt wird, mit der Feststellung zu verbinden, dass
diesem Fremden damit kraft Gesetzes die Fllchtlingseigenschaft zukommt.GemaR Paragraph 3, Absatz 5, AsylG 2005
ist die Entscheidung, mit der Fremden von Amts wegen oder auf Grund eines Antrages auf internationalen Schutz der
Status des Asylberechtigten zuerkannt wird, mit der Feststellung zu verbinden, dass diesem Fremden damit kraft
Gesetzes die Fluchtlingseigenschaft zukommt.

Es war daher spruchgemaR zu entscheiden.
Schlagworte

Familienverfahren, Volksgruppenzugehorigkeit
Zuletzt aktualisiert am

15.07.2009

Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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